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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland
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Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 32
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Angemessenheit der Unterkunftskosten

Angemessenheit der Warmwasserkosten

Zugunstenverfahren
Leitsätze  

Der Bestimmung
grundsicherungsrechtlich angemessener
Kosten der Unterkunft in Berlin lag für die
Jahre 2012 und 2013 kein schlüssiges
Konzept zugrunde.

 

Die Grundlagendaten des Berliner
Mietspiegels 2011 können für die
Bestimmung eines Grenzwertes
grundsicherungsrechtlich angemessener
Kosten der Unterkunft für die Jahre 2012
und 2013 nicht herangezogen werden
(Anschluss an Senatsurteil vom
31.01.2018 – L 32 AS 1223/15 –).

 

Tatsächliche Aufwendungen für die
Unterkunft sind in vollem Umfang
übernahmefähig, wenn sie die
Höchstbeträge nach § 12 Abs. 1 WoGG
zuzüglich eines „Sicherheitszuschlags“
von 10 % nicht überschreiten. Im
konkreten Fall konnte deshalb offen
bleiben, ob bei der Auslegung des
unbestimmten Rechtsbegriffs der
Angemessenheit wegen dessen
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normativer Vorprägung die
gesetzgeberischen Entscheidungen zur
Sicherung angemessenen Wohnraums für
Hilfebedürftige zu beachten sind, um
sicherzustellen, dass der Vergleich mit
der Referenzgruppe gelingt (wozu in
angespannten Wohnungsmärkten der
Vergleich mit den Mieten im sozialen
Wohnungsbau gehört; s. Senatsurteil vom
02.12.2021 – L 32 AS 579/16 –, gegen das
die zugelassene Revision nicht eingelegt
worden ist).

 

Bei zentraler Warmwassererzeugung ist
die Angemessenheitsgrenze für die
Heizkosten um angemessene
Aufwendungen für die Erzeugung von
Warmwasser zu ergänzen (Anschluss an
Senatsurteil vom 02.12.2021 a.a.O.).

 

Die Kostensenkungsaufforderung muss
keine Ausführungen dazu enthalten, ob
der Leistungsträger die Kosten der
Unterkunft und/oder die Kosten der
Heizung als unangemessen betrachtet.
Aus dem Urteil des BSG vom 19.05.2021
– B 14 AS 57/19 R –, SozR 4-4200 § 22 Nr.
115, ergibt sich nichts anderes.

Normenkette SGB II § 22 Abs 1

WoGG § 12 Abs 1 

SGB X § 44 

1. Instanz

Aktenzeichen S 107 AS 23489/13
Datum 27.10.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 32 AS 2866/16
Datum 31.05.2022

3. Instanz
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Datum -

Â 

Auf die Berufung der KlÃ¤gerinnen wird das Urteil des Sozialgerichts
Berlin vom 27. Oktober 2016 geÃ¤ndert und der Beklagte unter Aufhebung
des Bescheides vom 19. Juni 2013 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. August 2013 unter entsprechender
Verpflichtung zur Ã�nderung des Ã�nderungsbescheides vom 23. Juli 2012
in der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 12. November 2012
verurteilt, den KlÃ¤gerinnen insgesamt weitere 30,02 Euro monatlich fÃ¼r
die Zeit vom 1. August 2012 bis 31. Dezember 2012 und 38,60 Euro fÃ¼r
die Zeit vom 1. Januar 2013 bis 31. Januar 2013 zu gewÃ¤hren.

Â 

Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Der Beklagte hat den KlÃ¤gerinnen die notwendigen auÃ�ergerichtliche
Kosten des Rechtsstreits zu 25 v. H. zu erstatten.

Â 

Die Revision wird zugelassen.

Â 

Â 

Tatbestand

Â 

Die KlÃ¤gerinnen begehren vom Beklagten als Leistungen fÃ¼r Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung weitere 135,61 Euro monatlich fÃ¼r die Zeit vom 1. August
2012 bis zum 31. Dezember 2012 und von weiteren 143,95 Euro fÃ¼r die Zeit vom
1. bis zum 31. Januar 2013.

Â 

Die im Dezember 1968 geborene KlÃ¤gerin zu 1) ist die Mutter der im Juni 2001
geborenen KlÃ¤gerin zu 2), fÃ¼r die sie mit deren Vater F G zusammen
sorgeberechtigt war. Die KlÃ¤gerin zu 2) war seit 1. August 2007 SchÃ¼lerin an der
KGrundschule.

                             3 / 41



 

Â 

Die KlÃ¤gerinnen bewohnten eine 64,10 mÂ² groÃ�e Wohnung, die mit Gas beheizt
wurde, in einem GebÃ¤ude mit einer GesamtwohnflÃ¤che von 296,05 mÂ² im AÂ  in
B. Die Warmwassererzeugung erfolgte zentral mittels Gas. Die monatliche
Gesamtmiete betrug ab 1. Juli 2012 679,01 Euro (341,01 Euro Nettokaltmiete,
124,00 Euro Vorauszahlung Betriebskosten kalt, 214,00 Euro Vorauszahlung
Betriebskosten warm). Sie erhÃ¶hte sich zum 1. Januar 2013 auf 687,35 Euro
monatlich (349,35 Euro Nettokaltmiete, 124,00 Euro Vorauszahlung Betriebskosten
kalt, 214,00 Euro Vorauszahlung Betriebskosten warm).

Â 

Mit Schreiben vom 20. November 2009 hatte der Beklagte die KlÃ¤gerin zu 1)
darauf hingewiesen, dass die derzeitige Miete (von 607,91 Euro monatlich) den
maÃ�gebenden Richtwert fÃ¼r einen Zweipersonenhaushalt i.H.v. 444,00 Euro
monatliche Bruttowarmmiete Ã¼bersteige. Ihr wurde bis zum 10. Dezember 2009
Gelegenheit gegeben, GrÃ¼nde vorzutragen, die Einfluss auf die Beurteilung der
Angemessenheit haben kÃ¶nnten.

Â 

Daraufhin war von der KlÃ¤gerin zu 1) das Schreiben des sozialpÃ¤dagogischen
Dienstes des Bezirksamtes R von B vom 4. Dezember 2009 vorgelegt worden, in
dem auf einen besonderen sozialpÃ¤dagogischen FÃ¶rderbedarf hingewiesen
worden war.

Â 

Mit Schreiben vom 10. Dezember 2009 war die KlÃ¤gerin zu 1) zur Reduzierung der
Kosten auf das angemessene MaÃ� von 444,00 Euro monatlich mit dem Hinweis
aufgefordert worden, auch im vorgelegten Schreiben seien keine triftigen GrÃ¼nde
erkennbar, die einen Umzug unzumutbar machen wÃ¼rden. Zugleich war darauf
hingewiesen worden, dass ab 1. Juni 2010 nur noch ein Betrag in HÃ¶he des
Richtwertes als Bedarf anerkannt werden kÃ¶nne.

Â 

Ab 1. Juni 2010 hatte der Beklagte den KlÃ¤gerinnen jeweils 244,20 Euro monatlich
(wegen Alleinerziehung der KlÃ¤gerin zu 1) statt zunÃ¤chst jeweils 220,00 Euro
monatlich) und ab 1. Mai 2012 jeweils 271,70 Euro monatlich wegen Inkrafttretens
der Wohnaufwendungsverordnung (WAV) gewÃ¤hrt.

Â 

Mit Schreiben vom 9. Dezember 2011 hatte der Vermieter die KlÃ¤gerin zu 1)
darauf hingewiesen, dass diese mit 866,67 Euro im RÃ¼ckstand sei, und um
Begleichung gebeten. 
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Â 

Mit Bescheid vom 29. November 2011 war der KlÃ¤gerin zu 1) fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu
2) LernfÃ¶rderung gemÃ¤Ã� Â§ 28 Abs. 5 Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II)
bewilligt worden.

Â 

Auf den im Juli 2012 gestellten Weiterbewilligungsantrag gewÃ¤hrte der Beklagte
den KlÃ¤gerinnen mit Bescheid vom 16. Juli 2012 Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r
die Zeit vom 1. August 2012 bis 31. Januar 2013 vorlÃ¤ufig (wegen fehlender
Nachweise zur GesamtgebÃ¤udeflÃ¤che und zur Heizart), dabei fÃ¼r Unterkunft
und Heizung i.H.v. jeweils 244,20 Euro monatlich.

Â 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 23. Juli 2012 setzte der Beklagte die Leistungen fÃ¼r
die Zeit vom 1. August 2012 bis 31. Januar 2013 endgÃ¼ltig fest, dabei fÃ¼r
Unterkunft und Heizung i.H.v. jeweils 271,70 Euro monatlich.

Â 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 12. November 2012 setzte der Beklagte â��wegen
der Korrektur der Mietzahlung zum 1. Januar 2013â�� fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar
2013 bis 31. Januar 2013 die Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung erneut i.H.v.
jeweils 271,70 Euro fest.

Â 

Mit dem weiteren Ã�nderungsbescheid vom 24. November 2012 verfÃ¼gte der
Beklagte die ErhÃ¶hung der Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 2013 bis 31.
Januar 2013 wegen der zum 1. Januar 2013 eingetretenen ErhÃ¶hung der
Regelbedarfe.

Â 

Mit Bescheid vom 18. April 2013 wurde der KlÃ¤gerin zu 1) fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 2)
LernfÃ¶rderung gemÃ¤Ã� Â§ 28 Abs. 5 SGB II bewilligt.

Â 

Im April 2013 stellten die KlÃ¤gerinnen Antrag auf Ã�berprÃ¼fung der Unterkunfts-
und Heizkosten und legten dazu das Attest des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr.
S vom 7. MÃ¤rz 2013 vor. ErgÃ¤nzend machten sie geltend, die KlÃ¤gerin zu 1)
nehme an einem Methadonprogramm teil. Der Therapieerfolg wÃ¼rde durch einen
Umzug stark gefÃ¤hrdet. Sie sei auf stabile LebensverhÃ¤ltnisse angewiesen.
Hilfsweise werde darauf hingewiesen, dass sich nach der WAV eine abstrakt
angemessene Gesamtmiete i.H.v. 495,00 Euro, erhÃ¶ht um 10 v. H. und damit von

                             5 / 41

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/28.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/28.html


 

544,50 Euro ergebe. 

Â 

Mit Bescheid vom 19. Juni 2013 lehnte der Beklagte die RÃ¼cknahme des
Bescheides vom 16. Juli 2012 in der Fassung der Ã�nderungsbescheide vom 23. Juli
2012, vom 12. November 2012 und vom 24. November 2012 ab: GemÃ¤Ã� der WAV
hÃ¤tten im Zeitraum vom 1. August 2012 bis 31. Januar 2013 Kosten der Unterkunft
i.H.v. 520,30 Euro im Bedarf berÃ¼cksichtigt werden mÃ¼ssen. TatsÃ¤chlich seien
jedoch hÃ¶here Kosten als zugestanden bewilligt worden.

Â 

Mit dem dagegen eingelegten Widerspruch wiederholten die KlÃ¤gerinnen ihr
Vorbringen. Sie trugen auÃ�erdem vor, die WAV sei nach Ã¼berwiegender Ansicht
in der Rechtsprechung nicht anwendbar, so dass von einer angemessenen
Bruttokaltmiete i.H.v. 418,80 Euro (60 mÂ² x 6,98 Euro) auszugehen sei. Diesem
Wert seien die tatsÃ¤chlichen Heizkosten hinzuzuaddieren. Ferner sei ein Aufschlag
i.H.v. 10 v. H. wegen der Alleinerziehung der KlÃ¤gerin zu 1) zu gewÃ¤hren.

Â 

Mit dem am 28. August 2013 bei der ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin
eingegangenen Widerspruchsbescheid vom 26. August 2013 wies der Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck: Nach Â§ 4 Satz 2 WAV sei fÃ¼r die Ermittlung der Kosten der
Unterkunft Tabelle A zu Â§ 4 Satz 2 bis 4 WAV maÃ�gebend. Daraus ergebe sich ein
Grundbetrag i.H.v. 462,00 Euro. Aufgrund der zentralen Warmwasserversorgung sei
gemÃ¤Ã� Â§ 4 Satz 4 WAV i.V.m. Tabelle B zu Â§ 4 Satz 4 WAV der Grundbetrag um
11,00 Euro zu erhÃ¶hen. Daraus resultiere ein Betrag i.H.v. 473,00 Euro. Aufgrund
der Tatsache, dass die KlÃ¤gerin zu 1) alleinerziehend sei, sei dieser Betrag nach Â§
6 Abs. 2 WAV um 10 v. H., also um 47,30 Euro zu erhÃ¶hen. Damit ergebe sich fÃ¼r
die angemessenen Kosten der Unterkunft ein monatlicher Bedarf i.H.v. 520,30 Euro.
Es sei jedoch ein Betrag i.H.v. 543,40 Euro tatsÃ¤chlich bewilligt und ausgezahlt
worden. Die Teilnahme an einem Methadonprogramm stehe einem Umzug nicht
entgegen. Auch nach erfolgtem Umzug kÃ¶nnte die Therapie fortgesetzt werden. 

Â 

Dagegen haben die KlÃ¤gerinnen am 30. September 2013, einem Montag, Klage
beim Sozialgericht Berlin erhoben.

Â 

Sie haben ihr Begehren weiterverfolgt. Sie haben gemeint, die Kosten der
Unterkunft und Heizung seien konkret angemessen, da es der KlÃ¤gerin zu 1)
gesundheitlich nicht zuzumuten sei, umzuziehen. Es sei ein
SachverstÃ¤ndigengutachten einzuholen.
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Â 

Der Beklagte hat den im weiteren Verfahren S 207 AS 23490/13 eingeholten
Befundbericht des Arztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. S vom 4. August 2014 vorgelegt.

Â 

Die KlÃ¤gerinnen haben darauf hingewiesen, dass Dr. S angekÃ¼ndigt habe, den
Befundbericht zu korrigieren, da die enthaltenen Angaben fehlerhaft seien. Die
KlÃ¤gerin zu 1) sei derzeit aufgrund eines RÃ¼ckfalls nicht in der Lage, sich um ihre
Angelegenheiten zu kÃ¼mmern. Die KlÃ¤gerin zu 1) sei zu keinem Zeitpunkt
hinsichtlich der OpiatabhÃ¤ngigkeit beschwerdefrei gewesen. Der akute RÃ¼ckfall
belege zudem, dass sie keinesfalls Ã¼ber eine stabile psychische Konstitution
verfÃ¼ge. Ã�berdies sei die Situation der KlÃ¤gerin zu 2) zu berÃ¼cksichtigen. Die
KlÃ¤gerin zu 2) einem Schulwechsel auszusetzen, sei angesichts der angespannten
familiÃ¤ren Situation keinesfalls zumutbar. Die vom sozialpÃ¤dagogischen Dienst
des Bezirksamts R von B vom 4. Dezember 2009 geÃ¤uÃ�erte Ansicht beanspruche
unverÃ¤ndert GÃ¼ltigkeit. Die KlÃ¤gerinnen haben das Attest des Arztes Innere
Medizin Dr. S vom 26. August 2014 und der Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin H vom
11. August 2015 vorgelegt. Die KlÃ¤gerin zu 1) hat bestÃ¤tigt, dass
MietrÃ¼ckstÃ¤nde bestÃ¼nden, die allerdings nicht in dem
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum entstanden seien, da der Beklagte die Kosten der
Unterkunft und Heizung direkt angewiesen habe. Die KlÃ¤gerin zu 2) habe von ihren
GroÃ�eltern vÃ¤terlicherseits mitunter monatlich ca. 50,00 Euro Taschengeld
erhalten, welches fÃ¼r den Lebensunterhalt verwandt worden sei. Ferner habe die
KlÃ¤gerin zu 1) mehrere MAEs abgeleistet, deren Einnahmen ebenfalls fÃ¼r den
Lebensunterhalt verwandt worden seien.

Â 

Mit Urteil vom 27. Oktober 2016 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen: Die
angemessenen Kosten der Unterkunft und Heizung seien zwar nicht anhand der
WAV zu bestimmen, da diese im Rahmen eines abstrakten
Normenkontrollverfahrens rechtskrÃ¤ftig fÃ¼r unwirksam erklÃ¤rt worden seien
(Hinweis auf Bundessozialgericht â�� BSG, Urteil vom 4. Juni 2014 â�� B 14 AS
53/13 R), sondern anhand eines eigenen schlÃ¼ssigen Konzepts. Die
Bruttokaltmiete belaufe sich danach fÃ¼r einen Zweipersonenhaushalt auf 381,60
Euro. Die Angemessenheit der Kosten fÃ¼r eine mit Erdgas beheizte Wohnung bei
einer GebÃ¤udeflÃ¤che von 296,05 mÂ² belaufe sich im Jahr 2012 auf 80,00 Euro
und im Jahr 2013 auf 86,00 Euro. FÃ¼r die GewÃ¤hrung eines zehnprozentigen
Zuschlages sehe die Kammer mangels gesetzlicher Grundlage keinen Anlass. Im
Ã�brigen habe der Beklagte mit 543,20 Euro monatlich weit mehr gewÃ¤hrt, als
monatlich als angemessene Kosten zugestanden hÃ¤tten. Die Kammer sei auch der
Ã�berzeugung, dass den KlÃ¤gerinnen trotz der gesundheitlichen
BeeintrÃ¤chtigungen ein Umzug zumutbar gewesen sei. Zur BegrÃ¼ndung werde
auf die AusfÃ¼hrungen der 207. Kammer im Urteil vom 9. September 2015 â�� S
207 AS 23490/13 Bezug genommen, deren sich die Kammer auch fÃ¼r den
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum vollumfÃ¤nglich anschlieÃ�e. Die offenbar in der
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Folgezeit erfolgte Verschlechterung der gesundheitlichen Situation der KlÃ¤gerin zu
1), welche zwischenzeitlich ab Januar 2016 zu einer tatsÃ¤chlichen Ã�bernahme der
Kosten der Unterkunft und Heizung seitens des Beklagten gefÃ¼hrt habe, sei fÃ¼r
den hiesigen frÃ¼heren Zeitraum unerheblich. ErgÃ¤nzend werde darauf
verwiesen, dass sich die Kammer auch unter BerÃ¼cksichtigung der Stellungnahme
des sozialpsychiatrischen Dienstes des Bezirksamtes R vom 30. Mai 2013 nicht von
einer Zumutbarkeit (gemeint: Unzumutbarkeit) des Umzuges hinsichtlich der
minderjÃ¤hrigen KlÃ¤gerin zu 2) habe Ã¼berzeugen kÃ¶nnen. UnabhÃ¤ngig davon,
dass die Stellungnahme ebenfalls erst vier Monate nach Ablauf des
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraumes erfolgt sei, kÃ¶nne daraus jedenfalls nicht
entnommen werden, dass der KlÃ¤gerin zu 2) ein Umzug im Umfeld der bisherigen
Wohnung nicht mÃ¶glich gewesen wÃ¤re. Im Ã�brigen sei angemerkt, dass fÃ¼r
die KlÃ¤gerin zu 2) nach Beendigung der Grundschulzeit ohnehin auch ein
Schulwechsel angestanden haben dÃ¼rfte. 

Â 

Gegen das ihrer ProzessbevollmÃ¤chtigten am 8. November 2016 zugestellte Urteil
richtet sich die am 8. Dezember 2016 eingelegte Berufung der KlÃ¤gerinnen. 

Â 

Sie meinen, die besondere gesundheitliche Situation beider KlÃ¤gerinnen sei nicht
ausreichend berÃ¼cksichtigt worden. Die gesundheitliche Situation der KlÃ¤gerin
zu 1) habe sich in Bezug auf deren OpiatabhÃ¤ngigkeit im Zeitraum vom 1. August
2012 bis heute nicht wesentlich geÃ¤ndert. Mit der Ã¤rztlichen Stellungnahme vom
25. Januar 2016 sei bestÃ¤tigt worden, dass die KlÃ¤gerin zu 1) an einer
gravierenden seelischen und kÃ¶rperlichen Erkrankung leide. Ihr Befinden sei
instabil. Die Belastbarkeit sei deutlich reduziert. Es sei ferner festgestellt worden,
dass die KlÃ¤gerin zu 1) bereits bei kleinen Alltagsanforderungen Ã¼berfordert,
schnell irritiert sei und rasch unter Druck gerate. Das Wohnumfeld sei fÃ¼r die
KlÃ¤gerinnen ein wichtiger stabilisierender Faktor. Diese EinschÃ¤tzung werde
durch das Attest der Dr. H bestÃ¤tigt, die von der Gefahr der psychischen
Destabilisierung und Dekompensation ausgehe. Nicht nachvollziehbar sei, wie das
Sozialgericht zu der Ã�berzeugung habe gelangen kÃ¶nnen, dem Befundbericht des
Dr. S sei zweifelsfrei zu entnehmen, dass die KlÃ¤gerin zu 1) vor Mai 2014 stabil
gewesen sei. Sein Attest vom 7. MÃ¤rz 2013 belege vielmehr, dass die KlÃ¤gerin zu
1) nicht belastbar sei. Ferner werde auch in seinem Befundbericht vom 4. August
2014 angegeben, dass 2014 rezidivierend Beikonsum stattgefunden habe. Diese
Feststellung lasse nicht den RÃ¼ckschluss auf StabilitÃ¤t vor dem Beikonsum zu.
Dr. S betone vielmehr, dass sÃ¤mtliche Ã¤uÃ�ere Stressfaktoren kontraproduktiv
seien. Auch in seinem Befundbericht von 22. August 2016 gebe Dr. S an, dass
Ã�nderungen des sozialen Umfeldes bei Suchterkrankungen mit der Gefahr einer
psychischen Dekompensation verbunden seien. Es seien daher allein die
Feststellungen des Dr. S nicht geeignet gewesen, die UmzugsfÃ¤higkeit der
KlÃ¤gerinnen zu bejahen. Auch der Umstand, dass es auch der KlÃ¤gerin zu 2) nicht
zumutbar sei, einen Umzug zu bewÃ¤ltigen, sei nicht ausreichend gewÃ¼rdigt und
entsprechend ermittelt worden. Bereits mit Ã¤rztlicher Stellungnahme vom 30. Mai
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2013 sei bestÃ¤tigt worden, dass der KlÃ¤gerin zu 2) ein Umzug mit dem Wechsel
des sozialen Umfeldes, der Schule und der Therapeutin nicht zumutbar wÃ¤re und
zu befÃ¼rchten sei, dass hierdurch die psychische Problematik verschÃ¤rft
wÃ¼rde. Dies sei ebenfalls im Attest des Dr. S vom 26. August 2014, in der
Stellungnahme der FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. V vom 25.
Januar 2016 und im Attest der Dr. H vom 11. August 2015 festgestellt. In diesem
Zusammenhang werde ferner auf eine Kopie des Protokolls der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vom 2. MÃ¤rz 2017 verwiesen, wonach die sozialpsychiatrische
Betreuerin der KlÃ¤gerin zu 1), Frau E, die die KlÃ¤gerin zu 1) seit 2009 betreue,
bestÃ¤tigt habe, dass den KlÃ¤gerinnen ein Umzug nicht zumutbar gewesen sei.
HÃ¶chst hilfsweise werde geltend gemacht, dass die Ermittlung der abstrakten
angemessenen Miete unter Heranziehung des Berliner Mietspiegels kein
schlÃ¼ssiges Konzept darstelle. Das BSG habe gewichtete Mietspiegel nur dann als
geeignete Datenquelle zur Ermittlung angemessener Bedarfe zugelassen, wenn
eventuelle PreissprÃ¼nge in der Entwicklung der Mietpreise berÃ¼cksichtigt
wÃ¼rden. Nach den IBB-Wohnungsmarktbarometern gingen die Preissteigerungen
im gesamten Bereich des Berliner S-Bahn-Ringes ungebremst voran. Schon beim
Mietspiegel 2009 habe eine Zusatzerhebung ergeben, dass in drei Stadtteilen die
Neuvertragsmieten erheblich Ã¼ber den BestandsmietverhÃ¤ltnissen gelegen
hÃ¤tten. Die Widerlegung der Vermutung, dass es genug Wohnungen zum
Konzeptpreis gebe, sei keine Obliegenheit des Leistungsberechtigten. Auf einem
unter Preisdruck geratenen Wohnungsmarkt, wie in Berlin, mÃ¼ssten deshalb
Marktberichte und Beobachtungen genÃ¼gen, um die Beweislast fÃ¼r die
SchlÃ¼ssigkeit gewichteter Mietspiegelwerte auf die BehÃ¶rde zu verlagern.
Mangels schlÃ¼ssigen Konzepts kÃ¶nne die abstrakte Angemessenheit der Miete
der KlÃ¤gerinnen nur anhand der Wohngeldtabelle ermittelt werden. Hiernach sei
unter BerÃ¼cksichtigung eines Sicherheitszuschlages eine Bruttokaltmiete i.H.v.
478,50 Euro angemessen, der die tatsÃ¤chlichen Heizkosten i.H.v. 194,00 Euro bzw.
ab 1. Oktober 2013 i.H.v. 214,00 Euro hinzuzurechnen seien. Die Bruttowarmmiete
der KlÃ¤gerinnen sei mithin angemessen. Eine Deckelung der Heizkosten komme
ebenfalls nicht in Betracht, denn seitens des Beklagten seien die KlÃ¤gerinnen
bislang nicht darauf hingewiesen worden, dass lediglich die Heizkosten abstrakt
unangemessen seien. Die KlÃ¤gerinnen haben die Stellungnahme der FachÃ¤rztin
fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. V vom 25. Januar 2016, den Befundbericht
der Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin H vom 29. November 2015, den Befundbericht
des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. S vom 22. August 2016, die Stellungnahme
der FachÃ¤rztin fÃ¼r Kinder- und Jugendpsychiatrie Z vom 30. Mai 2013 und die
Niederschrift der Sitzung des Sozialgerichts Berlin vom 2. MÃ¤rz 2017 â�� S 128 AS
9597/15 Ã¼ber die uneidliche Vernehmung der Erziehungswissenschaftlerin I E
vorgelegt. 

Â 

Die KlÃ¤gerinnen beantragen,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 27. Oktober 2016 aufzuheben und unter
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Aufhebung des Bescheides vom 19. Juni 2013 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. August 2013 den Beklagten unter entsprechender
Verpflichtung zur Ã�nderung des Ã�nderungsbescheides vom 23. Juli 2012 in der
Fassung der Ã�nderungsbescheide vom 12. November 2012 und vom 24. November
2012 zu verurteilen, den KlÃ¤gerinnen insgesamt weitere 135,61 Euro monatlich
fÃ¼r die Zeit vom 1. August 2012 bis zum 31. Dezember 2012 und von weiteren
143,95 Euro fÃ¼r die Zeit vom 1. bis zum 31. Januar 2013 zu gewÃ¤hren.

Â 

Der Beklagte beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er ist der Ansicht, aus den eingereichten Unterlagen sei fÃ¼r den
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum keine UmzugsunfÃ¤higkeit abzuleiten.

Â 

Der Senat hat Ã¼ber die FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere Medizin Dr. E-L den Befundbericht
des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. R vom 25. August 2016 beigezogen und die
Befundberichte des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. J u. a. vom 20. November
2017 und vom 23. MÃ¤rz 2018 eingeholt. Die KlÃ¤gerinnen haben Ergebnisse von
Laboruntersuchungen vom 23. April 2013 und vom 19. Januar 2015 zur KlÃ¤gerin zu
2) sowie die Tagesprotokolle nebst Ergebnissen von Laboruntersuchungen fÃ¼r
Januar 2012 bis November 2013 des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. S zur
KlÃ¤gerin zu 1) vorgelegt.

Â 

Der Beklagte teilt mit, es bestehe keine MÃ¶glichkeit der Nachholung des Erstellens
eines schlÃ¼ssigen Konzepts fÃ¼r den streitigen Zeitraum.

Â 

Der Senat hat Beweis erhoben durch das schriftliche SachverstÃ¤ndigengutachten
der FachÃ¤rztin fÃ¼r Nervenheilkunde, Sozialmedizin und Suchtmedizin Dr. H vom
15. Juni 2021 nach Aktenlage.

Â 

Die KlÃ¤gerinnen meinen, es kÃ¶nne kein Erkenntnisgewinn aus diesem Gutachten
fÃ¼r die UmzugsfÃ¤higkeit gezogen werden. Dem Gutachten hÃ¤tten wohl nur ein
Kartenkarteiausdruck des Dr. S und die Diagnose der Ã�rztin H zugrunde gelegen.
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Einen fundierten Erkenntnisgewinn aus diesen Unterlagen zu ziehen, dÃ¼rfte
schwerlich mÃ¶glich sein. Demzufolge wÃ¼rden in weiten Teilen des Gutachtens
allgemeine Vermutungen geÃ¤uÃ�ert und Prognosen erstellt, die jedoch keinen
konkreten Bezug zur KlÃ¤gerin zu 1) aufwiesen. Zur KlÃ¤gerin zu 2) seien gar keine
Aussagen getÃ¤tigt worden. Es werde nicht erwÃ¤hnt, welche Unterlagen der
Ã�rztin H vorliegen. Es werde lediglich die Diagnose einer AnpassungsstÃ¶rung
durch diese Ã�rztin festgestellt. Angesichts der Verwendung dieser tatsÃ¤chlich
Ã¤uÃ�erst dÃ¼rftigen Unterlagen kÃ¶nne wohl nicht davon ausgegangen werden,
dass eine Ã¤rztliche EinschÃ¤tzung Ã¼berhaupt mÃ¶glich sein kÃ¶nne. Weitere
relevante Unterlagen seien von der SachverstÃ¤ndigen offensichtlich nicht
ausgewertet worden.

Â 

Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird u. a. auf Blatt 361 bis 374 der
Gerichtsakten verwiesen. Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und
Streitstandes sowie des sonstigen Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt
der Gerichtsakten und der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten (Bd. II und
III; ), der Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist, verwiesen. 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung ist teilweise begrÃ¼ndet.

Â 

Das Sozialgericht hat die Klage zu Unrecht in vollem Umfang abgewiesen. Der 
Bescheid vom 19. Juni 2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26.
August 2013 ist rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerinnen in ihren Rechten. Die
KlÃ¤gerinnen haben Anspruch darauf, dass der Beklagte unter entsprechender
RÃ¼cknahme des Ã�nderungsbescheides vom 23. Juli 2012 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 12. November 2012 ihnen insgesamt weitere
Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung von 30,02 Euro monatlich fÃ¼r die Zeit
vom 1. August 2012 bis 31. Dezember 2012 und von 38,60 Euro fÃ¼r die Zeit vom
1. Januar 2013 bis 31. Januar 2013 gewÃ¤hrt.

Â 

Der Senat hat ausschlieÃ�lich Ã¼ber die Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung zu
entscheiden, denn nur deren Ã�berprÃ¼fung ist beantragt. Die BeschrÃ¤nkung des
Klagebegehrens ist zulÃ¤ssig, denn die Entscheidung Ã¼ber die Kosten der
Unterkunft und Heizung stellt (auch weiterhin) eine von der Ã¼brigen Regelung im
Bescheid Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld II abtrennbare VerfÃ¼gung
im Sinne eines eigenstÃ¤ndigen Verwaltungsaktes dar (BSG, Urteil vom 4. Juni 2014
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â�� BÂ 14Â ASÂ 42/13Â R, Rdnr. 10, zitiert nach juris, abgedruckt in SozR 4-4200 Â§
22 Nr. 78; BSG, Urteil vom 7. November 2006 â�� B 7b AS 8/06 R, Rdnr. 18, zitiert
nach juris, abgedruckt in BSGE 97, 217 = SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 1).

Â 

Ã�ber den Bescheid vom 16. Juli 2012 ist nicht zu entscheiden, denn dieser
Bescheid Ã¼ber die GewÃ¤hrung einer nur vorlÃ¤ufigen Leistung erledigte sich
nach Â§ 39 Abs. 2 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) durch den
Ã�nderungsbescheid vom 23. Juli 2012, mit dem die Leistung endgÃ¼ltig
festgesetzt wurde (BSG, Urteil vom 10. Mai 2011 â�� B 4 AS 139/10 R, Rdnr. 13,
zitiert nach juris, abgedruckt in SozR 4-4200 Â§ 11 Nr. 38).

Â 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 12. November 2012 setzte der Beklagte â��wegen
der Korrektur der Mietzahlung zum 1. Januar 2013â�� fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar
2013 bis 31. Januar 2013 die Leistung bezÃ¼glich der Kosten der Unterkunft und
Heizung, wenn auch mit demselben Betrag wie mit dem Ã�nderungsbescheid vom
23. Juli 2012, neu fest, so dass Ã¼ber diesen Bescheid zu entscheiden ist.

Â 

Ã�ber den weiteren Ã�nderungsbescheid vom 24. November 2012 ist hingegen
nicht zu entscheiden, denn seine Regelung beschrÃ¤nkt sich auf die Neufestsetzung
der Leistung infolge der zum 1. Januar 2013 eingetretenen ErhÃ¶hung der
Regelbedarfe.

Â 

Die RÃ¼cknahme eines zu Lasten eines Betroffenen fehlerhaften Bescheides richtet
sich nach der Vorschrift Ã¼ber die RÃ¼cknahme eines rechtswidrigen nicht
begÃ¼nstigenden Verwaltungsaktes (Â§ 44 SGB X).

Â 

Rechtsgrundlage fÃ¼r die RÃ¼cknahme ist Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB II in der
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl I 2011, 850) â�� a. F. -,
wonach fÃ¼r das Verfahren nach diesem Buch das SGB X gilt. 

Â 

Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 1. Alt. SGB X bestimmt: Soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei
Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von einem
Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist und soweit
deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht worden sind, ist der
Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen.
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Â 

Ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen
worden, werden Sozialleistungen nach den Vorschriften der besonderen Teile dieses
Gesetzbuches lÃ¤ngstens fÃ¼r einen Zeitraum bis zu vier Jahren vor der
RÃ¼cknahme erbracht. Dabei wird der Zeitpunkt der RÃ¼cknahme von Beginn des
Jahres an gerechnet, in dem der Verwaltungsakt zurÃ¼ckgenommen wird. Erfolgt
die RÃ¼cknahme auf Antrag, tritt bei der Berechnung des Zeitraumes, fÃ¼r den
rÃ¼ckwirkend Leistungen zu erbringen sind, anstelle der RÃ¼cknahme der Antrag
(Â§ 44 Abs. 4 SGB X). Nach Â§ 40 Abs. 1 Satz 2 SGB II in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl I 2011, 850) gilt Â§ 44 Absatz 4 Satz 1
SGB X (jedoch) mit der MaÃ�gabe, dass anstelle des Zeitraums von vier Jahren ein
Zeitraum von einem Jahr tritt.

Â 

Die Voraussetzungen des Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 1. Alt. SGB X liegen vor, denn der 
Ã�nderungsbescheid vom 23. Juli 2012 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides
vom 12. November 2012 ist teilweise rechtswidrig.

Â 

Die KlÃ¤gerinnen erfÃ¼llten die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von
Leistungen nach dem SGBÂ II.

Â 

Nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II erhalten Leistungen nach diesem Buch Personen, die 

1. das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a SGB II (also
mindestens das 65. Lebensjahr) noch nicht erreicht haben,

2. erwerbsfÃ¤hig sind,

3. hilfebedÃ¼rftig sind und

4. ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben

(erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte). 

Â 

Leistungen erhalten auch Personen, die mit erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigten
in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Zur Bedarfsgemeinschaft gehÃ¶ren u. a. die
dem Haushalt angehÃ¶renden unverheirateten Kinder der in den Â§ 7 Abs. 3 Nrn. 1
bis 3 SGB II genannten Personen (also insbesondere der erwerbsfÃ¤higen
Leistungsberechtigten), wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht aus eigenem
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Einkommen oder VermÃ¶gen beschaffen kÃ¶nnen (Â§ 7 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Nr. 4
SGB II).

Â 

Die im Dezember 1968 geborene KlÃ¤gerin zu 1), die sich damit in den Grenzen der
maÃ�gebenden Lebensjahre befand, war erwerbsfÃ¤hig. Sie war nicht gemÃ¤Ã� Â§
8 Abs. 1 SGB II wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit
auÃ�erstande, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes
mindestens drei Stunden tÃ¤glich im streitigen Zeitraum erwerbstÃ¤tig zu sein.
Nach der SachverstÃ¤ndigen Dr. H lassen die vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen
keine Aussage darÃ¼ber zu, dass die FÃ¤higkeit, eine leichte und geistig einfache
TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auszuÃ¼ben, eingeschrÃ¤nkt
war. Die KlÃ¤gerin zu 2) gehÃ¶rte zur Bedarfsgemeinschaft der KlÃ¤gerin zu 1), da
sie ihrem Haushalt als unverheiratetes Kind, das als im August 2007 geboren das
25. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, angehÃ¶rte. Die KlÃ¤gerinnen hatten
ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland. Sie waren auch
nach Â§ 9 Abs. 1 SGB II hilfebedÃ¼rftig, denn sie konnten mangels zur VerfÃ¼gung
stehender Geldmittel ihren Lebensunterhalt nicht ausreichend aus dem zu
berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern. Es wird insoweit Bezug
genommen auf die bewilligenden Bescheide.

Â 

Die KlÃ¤gerin zu 1) hatte damit Anspruch auf Arbeitslosengeld II, wÃ¤hrend die
KlÃ¤gerin zu 2) Anspruch auf Sozialgeld hatte.

Â 

Nach Â§ 19 Abs. 1 SGB II gilt: ErwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte erhalten
Arbeitslosengeld II. NichterwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte, die mit
erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigten in einer Bedarfsgemeinschaft leben,
erhalten Sozialgeld, soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen nach dem Vierten
Kapitel des SGB XII haben. Die Leistungen umfassen den Regelbedarf, Mehrbedarfe
und den Bedarf fÃ¼r Unterkunft und Heizung.

Â 

Nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II werden Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in
HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen
sind.

Â 

Diese Kosten der Unterkunft und Heizung sind grundsÃ¤tzlich auch dann zu
berÃ¼cksichtigen, wenn sie unangemessen sind, es sei denn der LeistungstrÃ¤ger
hat die Leistungsberechtigten wirksam zu einer Kostensenkung aufgefordert.
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Â 

Nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II gilt: Soweit die Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft
und Heizung den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang
Ã¼bersteigen, sind sie als Bedarf so lange anzuerkennen, wie es der oder dem
alleinstehenden Leistungsberechtigten oder der Bedarfsgemeinschaft nicht
mÃ¶glich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch
Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch
lÃ¤ngstens fÃ¼r sechs Monate. 

Â 

Diese Vorschrift begrÃ¼ndet eine Obliegenheit des Leistungsberechtigten zur
Kostensenkung, wenn die tatsÃ¤chlichen Kosten hÃ¶her als die angemessenen
Kosten sind (BSG, Urteil vom 19. Februar 2009 â�� B 4 AS 30/08 R, Rdnr. 30, zitiert
nach juris, abgedruckt in BSGE 102, 263 = SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 19).
KostensenkungsmaÃ�nahmen sind dem Leistungsberechtigten aber nur dann
subjektiv mÃ¶glich, wenn er Kenntnis von dieser Obliegenheit hat. Bevor er nicht
von dem zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤ger darauf aufmerksam gemacht worden ist,
dass nach dessen Auffassung die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen der gemieteten
Wohnung unangemessen hoch sind, ist es ihm subjektiv nicht mÃ¶glich,
KostensenkungsmaÃ�nahmen zu ergreifen. Dem steht nicht entgegen, dass Â§ 22
Abs. 1 Satz 3 SGB II kein Erfordernis einer Kostensenkungsaufforderung enthÃ¤lt,
denn der Hinweis auf die Rechtslage hat allein AufklÃ¤rungs- und Warnfunktion.
Bezweckt werden soll damit, dass der Leistungsberechtigte Klarheit Ã¼ber die aus
Sicht des LeistungstrÃ¤gers angemessenen Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft
erhÃ¤lt. Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II normiert damit keine umfassende Beratungs-
und AufklÃ¤rungspflicht des Beklagten Ã¼ber die Obliegenheiten des
LeistungsempfÃ¤ngers bei der Suche nach einer anderen, angemessenen
Unterkunft. Die Vorschrift stellt auch keine sonstigen erhÃ¶hten inhaltlichen oder
formellen Anforderungen an diese ErklÃ¤rung. Allerdings erfordert die
AufklÃ¤rungs- und Warnfunktion, dass zumindest die Angabe des angemessenen
Mietpreises erfolgt, da dieser nach der Produkttheorie der entscheidende MaÃ�stab
zur Beurteilung der Angemessenheit ist. Diese Mindestanforderung an die
Kostensenkungsaufforderung folgt aus der der Vorschrift des Â§ 22 Abs. 1 Satz 3
SGB II auch innewohnenden Schutzfunktion (BSG, Urteil vom 17. Dezember 2009
â�� B 4 AS 19/09 R, Rdnrn. 15 und 16, m. w. N., zitiert nach juris, abgedruckt in 
BSGE 105, 188 = SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 28). Die Kostensenkungsaufforderung als
Informationsschreiben mit AufklÃ¤rungs- und Warnfunktion stellt ein Angebot an
den Leistungsberechtigten dar, in einen Dialog Ã¼ber die Angemessenheit der
Unterkunftskosten einzutreten, ohne dabei aber den LeistungstrÃ¤ger zu
verpflichten, im Einzelnen aufzuzeigen, auf welche Weise die Kosten der Unterkunft
und Heizung gesenkt werden kÃ¶nnten (BSG, Urteil vom 15. Juni 2016 â�� B 4 AS
36/15 R, Rdnr. 15, zitiert nach juris, m. w. N., abgedruckt in SozR 4-4200 Â§ 22 Nr.
90). Mit der Zumutbarkeitsregelung soll verhindert werden, dass der
Leistungsberechtigte sofort bei Eintritt der HilfebedÃ¼rftigkeit gezwungen wird,
seine bisherige Wohnung aufzugeben. Ihm soll eine Ã�bergangszeit verbleiben, in
der er sich um KostensenkungsmaÃ�nahmen bemÃ¼hen kann. Ist ein Umzug
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erforderlich, etwa um eine Wohnung zu einem angemessenen Mietpreis
anzumieten, besteht eine â��Schonzeitâ�� nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II von in
der Regel lÃ¤ngstens sechs Monaten ab dem Zeitpunkt der Kenntnis des
Erfordernisses von KostensenkungsmaÃ�nahmen (BSG, Urteil vom 17. Dezember
2009 â�� B 4 AS 19/09 R, Rdnr. 16, m. w. N.). 

Â 

Mit Schreiben vom 20. November 2009 hatte der Beklagte die KlÃ¤gerin zu 1)
darauf hingewiesen, dass die derzeitige Miete (von 607,91 Euro monatlich) den
maÃ�gebenden Richtwert fÃ¼r einen Zweipersonenhaushalt i.H.v. 444,00 Euro
monatliche Bruttowarmmiete Ã¼bersteigt. Mit Schreiben vom 10. Dezember 2009
war die KlÃ¤gerin zu 1) zur Reduzierung der Kosten auf das angemessene MaÃ� von
444,00 Euro monatlich aufgefordert worden. Zugleich war darauf hingewiesen
worden, dass ab 1. Juni 2010 nur noch ein Betrag in HÃ¶he des Richtwertes als
Bedarf anerkannt werden kÃ¶nne.

Â 

Mit diesen Schreiben genÃ¼gte der Beklagte den Anforderungen der genannten
Rechtsprechung, um die geforderte AufklÃ¤rungs- und Warnfunktion zu erfÃ¼llen.
Den KlÃ¤gerinnen war damit bekannt, dass die Kosten der Wohnung nach
Auffassung des Beklagten die Angemessenheitsgrenze Ã¼berschritten. Sie wussten,
dass sie die Aufwendungen senken mussten. Der Beklagte war auch nicht gehalten,
den Hinweis auf die Unangemessenheit der Miete zu wiederholen, denn die
KlÃ¤gerinnen konnten aufgrund der HÃ¶he der ihnen gewÃ¤hrten (abgesenkten)
Leistung fÃ¼r Unterkunft und Heizung ersehen, welchen Mietpreis der
LeistungstrÃ¤ger als angemessen erachtete. 

Â 

Dem Ziel der Konkretisierungspflicht, dass Normadressaten sich nach dem Gebot
der Normenklarheit und â��bestimmtheit auf Entscheidungen der Verwaltung
einstellen kÃ¶nnen (Bundesverfassungsgericht â�� BVerfG, Beschluss vom 13. Juni
2007 â�� 1 BvR 1550/03, Rdnrn. 93 und 94, zitiert nach juris, abgedruckt in BVerfGE
118, 168), wird verfahrensrechtlich mit der Aufforderung, aus der konkret
ersichtlich sein muss, welchen Mietpreis der LeistungstrÃ¤ger als angemessen
erachtet, Rechnung getragen (so ausdrÃ¼cklich BVerfG, Nichtannahmebeschluss
vom 10. Oktober 2017 â�� 1 BvR 617/14, Rdnr. 33, zitiert nach juris, unter Hinweis
auf BSG, Urteil vom 01. Juni 2010 â�� B 4 AS 78/09 R, Rdnr. 14, zitiert nach juris,
abgedruckt in BSGE 106, 155 = SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 36). 

Â 

Es ist â�� daher auch nach dieser Rechtsprechung des BVerfG â�� ohne Belang,
dass die Kostensenkungsaufforderung lediglich auf eine nach Ansicht des
LeistungstrÃ¤gers als angemessen erachtete Bruttowarmmiete hinweist, ohne
zwischen Grundmiete, â��kaltenâ�� Nebenkosten und Heizkosten zu differenzieren,
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und ob die genannte Mietobergrenze sachlich-inhaltlich richtig ist, denn der Streit
darÃ¼ber, ob die vom LeistungstrÃ¤ger vorgenommene EinschÃ¤tzung Ã¼ber die
Angemessenheit der Unterkunftskosten zutreffend ist, ist grundsÃ¤tzlich bei der
Frage auszutragen, welche Aufwendungen i. S. des Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II
angemessen sind (BSG, Urteil vom 20. August 2009 â�� B 14 AS 41/08 R, Rdnrn 33
und 34, m. w. N., zitiert nach juris; BSG, Urteil vom 19. Februar 2009 â�� B 4 AS
30/08 R, Rdnr 40). Allein die objektive fehlerhafte Angabe zur HÃ¶he der
Referenzmiete fÃ¼hrt nur dann zur subjektiven UnmÃ¶glichkeit der Kostensenkung
mit einem Ausnahmefall, wenn dadurch bewirkt wird, dass der erwerbsfÃ¤hige
HilfebedÃ¼rftige seine Suche auf Grund der unzutreffenden Angabe in
wesentlichem Umfang beschrÃ¤nkt (BSG, Urteil vom 19. Februar 2009 â�� B 4 AS
30/08 R, Rdnr 40), wofÃ¼r vorliegend nichts vorgetragen oder ersichtlich ist. Es ist
daher auch unerheblich, dass der Beklagte keine weiteren AusfÃ¼hrungen dazu
machte, ob er die Miete wegen den Kosten der Unterkunft und/oder den Kosten der
Heizung als unangemessen betrachtete. Aus dem Urteil des BSG vom 19. Mai 2021
â�� B 14 AS 57/19 R (Rdnr. 22, zitiert nach juris, abgedruckt in SozR 4-4200 Â§ 22
Nr. 11) ergibt sich nichts anderes. Die Notwendigkeit eines
Kostensenkungsverfahrens erfasst zwar nicht nur die Kosten der Unterkunft,
sondern nach dem Wortlaut der Norm und nach ihrem Sinn und Zweck auch die
Heizkosten. Wenn aber nur die Heizkosten unangemessen hoch sind, beschrÃ¤nkt
sich die Kostensenkungsaufforderung notwendigerweise allein auf die Angabe der
nach Ansicht des LeistungstrÃ¤gers als angemessen erachteten Heizkosten, wie das
BSG in diesem Urteil bezogen auf eine Heizkostennachforderung ausgefÃ¼hrt hat.

Â 

Eine sog. subjektive Unzumutbarkeit, die bisherige Wohnung nicht aufgeben zu
mÃ¼ssen, bestand nicht.

Â 

Zwar kann bei der Suche von Alternativwohnungen â��nichts UnmÃ¶gliches oder
Unzumutbaresâ�� verlangt werden. Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II sieht jedoch selbst
bei Vorliegen von â��Unzumutbarkeit oder UnmÃ¶glichkeitâ�� vor, dass â��in der
Regelâ�� spÃ¤testens nach sechs Monaten nur noch die Aufwendungen in HÃ¶he
der angemessenen Kosten erstattet werden sollen (Regelfall). Damit soll die
Ã�bernahme abstrakt Ã¼berhÃ¶hter Kosten der Unterkunft die Ausnahme bleiben,
so dass strenge Anforderungen an die Auslegung der Tatbestandsmerkmale der
UnmÃ¶glichkeit und Unzumutbarkeit zu stellen sind. Zu den besonderen GrÃ¼nden,
die es ausnahmsweise unzumutbar erscheinen lassen, das nÃ¤here Umfeld oder gar
die aktuell genutzte Wohnung zu verlassen (sog subjektiver Unzumutbarkeit),
rechnen insbesondere grundrechtsrelevante Sachverhalte oder HÃ¤rtefÃ¤lle. Dazu
gehÃ¶rt etwa die RÃ¼cksichtnahme auf das soziale und schulische Umfeld
minderjÃ¤hriger schulpflichtiger Kinder, die mÃ¶glichst nicht durch einen
Wohnungswechsel zu einem Schulwechsel gezwungen werden sollten; ebenso kann
auf Alleinerziehende RÃ¼cksicht genommen werden, die zur Betreuung ihrer Kinder
auf eine besondere Infrastruktur angewiesen sind, die bei einem Wohnungswechsel
in entferntere Ortsteile mÃ¶glicherweise verloren ginge und im neuen Wohnumfeld
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nicht ersetzt werden kÃ¶nnte. Ã�hnliches kann fÃ¼r behinderte oder
pflegebedÃ¼rftige Menschen bzw. fÃ¼r die sie betreuenden FamilienangehÃ¶rigen
gelten, die zur Sicherstellung der Teilhabe behinderter Menschen ebenfalls auf eine
besondere wohnungsnahe Infrastruktur angewiesen sind. Auch Krankheit kann dazu
zÃ¤hlen, soweit ein Verbleiben in der bisherigen Wohnung aus medizinischen
GrÃ¼nden erforderlich und ein Umzug schlechthin ausgeschlossen ist.
DemgegenÃ¼ber kÃ¶nnen insbesondere alleinstehende erwerbsfÃ¤hige
Leistungsberechtigte, die solche oder Ã¤hnliche GrÃ¼nde nicht haben, den
Tatbestand der subjektiven Unzumutbarkeit von KostensenkungsmaÃ�nahmen
kaum erfÃ¼llen (BSG, Urteil vom 20. August 2009 â�� B 14 AS 41/08 R, Rdnrn. 36
und 37; BSG, Urteil vom 19. Februar 2009 â�� B 4 AS 30/08 R, Rdnrn. 32 und 35;
vgl. auch Luik in Eicher/Luik, SGB II, a. a. O., Â§ 22, Rdnrn. 145, 146: auch
Schwangerschaft und bevorstehender erhÃ¶hter Raumbedarf, Sachverhalte der
sog. temporÃ¤ren Bedarfsgemeinschaft; S. Knickrehm in
Knickrehm/Kreikebohm/Waltermann, Kommentar zum Sozialrecht 6. Auflage 2019,
Â§ 22 Rdnr. 23: auch Schwangerschaft und ggf. daraus folgend grÃ¶Ã�erem
Wohnraumbedarf durch das Kind, hohes Alter, voraussichtlich nur kurzer Zeit des
Leistungsbezugs, AusÃ¼bung des Umgangsrecht mit dem Kind, 
Examensvorbereitung; Lauterbach in Gagel, SGB II / SGB III Werkstand: 79. EL
September 2020, Â§ 22 SGB II, Rdnrn. 74 und 75: auch Wahrnehmung des
Umgangsrechts mit einem Kind, bevorstehende Arbeitsaufnahme in einer anderen
Region in absehbarer Zeit, bei mit hoher Wahrscheinlichkeit feststehendem
alsbaldigem Ausscheiden aus dem Leistungsbezug; Berlit in MÃ¼nder/Geiger, SGB
II, a. a. O., Â§ 22 Rdnr. 135 und 136: auch Wahrnehmung des Umgangsrechts mit
einem Kind, bevorstehende Arbeitsaufnahme in einer anderen Region in absehbarer
Zeit oder bei mit hoher Wahrscheinlichkeit feststehendem alsbaldigem Ausscheiden
aus dem Leistungsbezug).

Â 

Solche GrÃ¼nde bestanden nicht. Insbesondere eine Krankheit, die ein Verbleiben
in der bisherigen Wohnung aus medizinischen GrÃ¼nden erforderlich machte und
einen Umzug schlechthin ausschloss, lag weder bezÃ¼glich der KlÃ¤gerin zu 1)
noch bezÃ¼glich der KlÃ¤gerin zu 2) vor. Der erforderliche Nachweis hat sich nach
dem Gutachten der SachverstÃ¤ndigen Dr. H nicht erbringen lassen. 

Â 

Danach bestand bei der KlÃ¤gerin zu 1) eine OpiatabhÃ¤ngigkeit mit stabiler
Methadonsubstitution. 

Â 

Eine AnpassungsstÃ¶rung hat die SachverstÃ¤ndige ausgeschlossen. Diese
Diagnose findet sich allein im Befundbericht vom 29. November 2015 und im Attest
vom 11. August 2015 der Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin H, die die KlÃ¤gerin zu 1)
allerdings nur im Zeitraum vom 16. Januar 2015 bis 26. November 2015 behandelte.
UnabhÃ¤ngig davon, dass angesichts des Behandlungszeitraumes aus dieser
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Diagnose keine Erkenntnisse fÃ¼r den streitigen Zeitraum zu gewinnen sind, ist
diese Diagnose aus diesen beiden Berichten auch nicht ableitbar, denn darin wird,
worauf die SachverstÃ¤ndige zutreffend hingewiesen hat, kein
psychopathologischer Befund dokumentiert. Wegen des Behandlungszeitraumes
und der seinerzeit bereits erfolgten Methadonsubstitution ist daher ebenfalls nicht
Ã¼berraschend, wenn die SachverstÃ¤ndige diesen Ã¤rztlichen Unterlagen die
erforderlichen ICD-10 Kriterien der dort darÃ¼ber hinaus genannten Diagnose einer
OpiatabhÃ¤ngigkeit nicht hat entnehmen kÃ¶nnen. Diese Ã�rztin stellte weder
letztgenannte GesundheitsstÃ¶rung selbst fest, noch behandelte sie deswegen die
KlÃ¤gerin zu 1). Ein essentieller Erkenntnisgewinn kann daher auch insoweit den
Unterlagen der Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin H nicht entnommen werden.

Â 

Wenn die SachverstÃ¤ndige Dr. H infolge der festzustellenden GesundheitsstÃ¶rung
zur Schlussfolgerung gelangt ist, dass keine BeeintrÃ¤chtigungen bei der KlÃ¤gerin
zu 1) bestanden, weswegen ein Wohnungswechsel hÃ¤tte vermieden werden
mÃ¼ssen, und auch besondere Anforderungen an eine neue Wohnung nicht zu
berÃ¼cksichtigen waren, leuchtet dies ein.

Â 

Die von der SachverstÃ¤ndigen dazu gemachten Ã�uÃ�erungen bieten eine
ausreichende BegrÃ¼ndung hierfÃ¼r. Es bestand zwar die Notwendigkeit, den
Opiatkonsum in kontrollierter Form mit Hilfe einer Methadonsubstitution zu
behandeln. Ein psychopathologischer Befund ist den vorgelegten Unterlagen nicht
zu entnehmen. Vielmehr lag eine stabile Gesundheitssituation vor. Anhaltspunkte
fÃ¼r insbesondere eine StÃ¶rung der RealitÃ¤tskontrolle infolge von
Wahnvorstellungen, fÃ¼r einen Verlust der Antriebskraft in kÃ¶rperlicher oder
psychischer Hinsicht, fÃ¼r einen Verlust des Denkens, der Willensbildung, der
SprachfÃ¤higkeit oder des GedÃ¤chtnisses oder fÃ¼r eine andere, insbesondere
schwer ausgeprÃ¤gte psychische StÃ¶rung liegen nicht vor.

Â 

Nach dem Befundbericht des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. J u. a. vom 20.
November 2017 beschrÃ¤nkte sich dessen Behandlung im streitigen Zeitraum auf
den 4. Dezember 2012 wegen eines Virusinfektes und einer Bronchitis. Nach der
Zeugenaussage der Erziehungswissenschaftlerin E vom 2. MÃ¤rz 2017 hatte die
KlÃ¤gerin zu 1) 2015 verstÃ¤rkte Probleme mit der rechten HÃ¼fte. Wie die
SachverstÃ¤ndige daher nachvollziehbar ausgefÃ¼hrt hat, sind weder dem
Befundbericht des Dr. J noch dieser Zeugenaussage medizinisch relevante Aussagen
insbesondere hinsichtlich einer UmzugsfÃ¤higkeit im streitigen Zeitraum zu
entnehmen.

Â 

FÃ¼r die Beurteilung stehen mithin ausschlieÃ�lich die vorliegenden Ã¤rztlichen
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Berichte des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. St, der die KlÃ¤gerin zu 1) nach
seinen Befundberichten vom 4. August 2014 und vom 22. August 2016 im Zeitraum
vom 6. Januar 2011 Ã¼ber den 4. August 2014 hinaus bis 23. Januar 2015
behandelte, zur VerfÃ¼gung.

Â 

Es erschlieÃ�t sich daraus nach der SachverstÃ¤ndigen Dr. H ohne weiteres
nachvollziehbar, dass sich seit der 2011 erfolgten kontrollierten
Methadonsubstitution, die hinsichtlich der Substitutionsmenge im Laufe der Jahre
von 2011 bis 2014 den Zielsetzungen entsprechend unter gleichzeitiger Ablegung
eines zusÃ¤tzlichen Konsums illegaler Drogen, von vorÃ¼bergehenden Beikonsum
abgesehen, reduziert werden konnte, die gesundheitliche Situation stabilisierte, weil
sich bei der KlÃ¤gerin zu 1), die sich nach den Tagesprotokollen regelmÃ¤Ã�ig bei
diesem Arzt vorstellte, gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen oder Beschwerden nicht
feststellen lassen.

Â 

Wie dem Befundbericht des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. St vom 4. August
2014 zu entnehmen ist, substituierte er mit Methadon. Nach der SachverstÃ¤ndigen
handelt es sich dabei um ein ErsatzprÃ¤parat in flÃ¼ssiger Form, um bei
HeroinabhÃ¤ngigen den Konsum der Heroinsubstanz zu ersetzen. Die
Methadonabgabe erfolgt Ã¼ber einen dazu ermÃ¤chtigten Arzt. In seiner Kontrolle
liegen damit die Abgabemenge und auch die aktuelle gesundheitliche Verfassung
des Substituierten. Langfristiges Ziel dieser Behandlung ist es, die
Methadonsubstitution schrittweise zu reduzieren und damit mÃ¶glicherweise zu
einer Abstinenz zu gelangen. Vorrangig geht es, so die SachverstÃ¤ndige weiter,
um eine kontrollierte und stabile Substitution bei gleichzeitiger Verbesserung der
sozialen Rahmenbedingungen und, soweit mÃ¶glich, einer Reduktion des
sogenannten Beikonsums, also des Konsums anderer illegaler Drogen. Nach dem
Befundbericht des Arztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. S vom 4. August 2014 bestand
2014 rezidivierend ein Beikonsum mit Amphetaminen/Tranquilizer und Opiaten, der
von der KlÃ¤gerin zu 1) nach diesem Befundbericht â��zuletztâ�� wieder
aufgegeben worden war.

Â 

Die SachverstÃ¤ndige hat den vorgelegten Tagesprotokollen des Facharztes fÃ¼r
Innere Medizin Dr. S entnommen, dass in der Zeit vom 1. August 2012 bis 31.
Januar 2013 die Methadonsubstitution planmÃ¤Ã�ig erfolgte. Einen
vorÃ¼bergehenden Beikonsum â�� in den Tagesprotokollen an den positiven
Tetrahydrocannabinol (THC)-Nachweisen bei den durchgefÃ¼hrten
Gesundheitsuntersuchungen fÃ¼r den 13. September 2012 und den 27. September
2012 (bei negativem THC-Befund am 11. Oktober 2012, 25. Oktober 2012, 8.
November 2012 und 22. November 2012) ersichtlich â�� konnte die KlÃ¤gerin zu 1)
wieder aufgeben, denn fÃ¼r den 15. November 2012 ist, so die SachverstÃ¤ndige,
in den Tagesprotokollen vermerkt, dass es ihr gut gehe und sie keine Probleme
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habe. Die durchgefÃ¼hrten Gesundheitsuntersuchungen erbrachten sodann (fÃ¼r
den 6. Dezember 2012), so die SachverstÃ¤ndige, einmalig einen positiven THC-
Befund, worauf die SachverstÃ¤ndige aus einem besonderen Grund abgehoben hat.
Wie sie nÃ¤mlich weiter ausgefÃ¼hrt hat, wird dieser positive THC-Befund in einer
Phase der psychischen StabilitÃ¤t dokumentiert. Damit hat sie auf die weitere
Eintragung in den Tagesprotokollen vom 13. Dezember 2012 Bezug genommen,
wonach erst zu diesem Zeitpunkt multiple Belastungen durch das Jobcenter und den
Ex-Freund, der sie und die Tochter bedroht habe, bestanden haben. Dieser positive
THC-Befund weist somit nach der SachverstÃ¤ndigen darauf hin, dass nicht allein
Ã¤uÃ�ere Stressoren fÃ¼r die AusprÃ¤gung von psychopathologischen Symptomen
relevant sind. Trotz dieser dokumentierten Belastungen blieb der
Gesundheitszustand stabil. Es erfolgte zudem ihrem Wunsch entsprechend (so die
Eintragung) am 3. Januar 2013 die Reduzierung der Methadonsubstitution von 3 ml
auf 2,5 ml.

Â 

Die SachverstÃ¤ndige Dr. H hat zudem darauf hingewiesen, dass nach den
vorliegenden Unterlagen zu keinem Zeitpunkt AuffÃ¤lligkeiten in den kognitiven
Prozessen bestanden. Es wird, so die SachverstÃ¤ndige zutreffend, auch an keiner
Stelle erwÃ¤hnt, dass die KlÃ¤gerin zu 1) besondere UnterstÃ¼tzung in der
Erziehung der KlÃ¤gerin zu 2) erhielt. Damit war die KlÃ¤gerin zu 1) also
offensichtlich in der Lage, das FÃ¼r und Wider einer Entscheidung mit den daraus
resultierenden Konsequenzen abzuwÃ¤gen. Dieser Beurteilung der
SachverstÃ¤ndigen steht die Ã�uÃ�erung des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. St
in seinem Befundbericht vom 22. August 2016, wonach Ã�nderungen des sozialen
Umfeldes bei Suchtkrankheiten mit der Gefahr einer psychischen Dekompensation
verbunden seien, nicht entgegen. Diese Aussage ist, so die SachverstÃ¤ndige, in
dieser Form sehr pauschal, nicht haltbar und auch nicht belegbar. Die
SachverstÃ¤ndige hat zwar eingerÃ¤umt, dass Betroffene mit einer psychischen
Erkrankung vereinzelt weniger stressresistent sind, und je nach aktueller
Lebenssituation und vorliegender Resilienz auf Ã¤uÃ�ere oder innere Stressoren
sensibel reagieren. Ein neben der OpiatabhÃ¤ngigkeit bestandenes relevantes
psychiatrisches StÃ¶rungsbild der KlÃ¤gerin zu 1) ist aber nicht nachgewiesen.
FlexibilitÃ¤t und AnpassungsvermÃ¶gen kÃ¶nnen der KlÃ¤gerin zu 1) angesichts
des dargestellten Gesundheitszustandes nicht abgesprochen werden. Die in den
vorgelegten Unterlagen dokumentierte vorÃ¼bergehende TÃ¤tigkeit in der
Altenpflege und die Alleinerziehung lassen dies nach der SachverstÃ¤ndigen
deutlich werden. Angesichts dessen gibt es keine konkreten Anhaltspunkte dafÃ¼r,
dass sich die vom Facharzt fÃ¼r Innere Medizin Dr. S genannte Gefahr im streitigen
Zeitraum hÃ¤tte verwirklichen kÃ¶nnen. Dasselbe gilt fÃ¼r die im Attest der Ã�rztin
fÃ¼r Allgemeinmedizin H vom 11. August 2015 geÃ¤uÃ�erte Ansicht, es bestehe
bei einem Umzug die Gefahr der psychischen Destabilisierung und
Dekompensation, wobei hier allerdings erstmalig eine psychiatrische Diagnose,
nÃ¤mlich eine AnpassungsstÃ¶rung, mitgeteilt ist. Das (spÃ¤tere) Auftreten einer
bedeutsamen psychischen Erkrankung mag daher zu einer anderen Beurteilung
fÃ¼hren. FÃ¼r den streitigen Zeitraum ist dies jedoch nicht von Bedeutung.
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Â 

Es ist daher nachvollziehbar, wenn die SachverstÃ¤ndige fÃ¼r die Zeit vom
(dokumentierten) 2. August 2012 bis 31. Januar 2013 von einem stabilen
Gesundheitszustand ausgegangen ist. Dies entspricht den Angaben des Arztes fÃ¼r
Innere Medizin Dr. S im Befundbericht vom 4. August 2014, worin ein
beschwerdefreier Zustand unter Methadonsubstitution genannt wird. Dies findet
ebenfalls seine BestÃ¤tigung im Attest dieses Arztes vom 26. August 2014, in dem
nochmals betont wird, dass Ã¼ber lÃ¤ngere Zeit stabile VerhÃ¤ltnisse ohne
Beikonsum bestanden und erst ab Mai 2014 bei zuletzt sehr niedriger
Methadondosis (0,6 ml) wieder ein multipler Beikonsum etabliert wurde. Nach
seinem Befundbericht vom 22. August 2016 bestand im Behandlungszeitraum unter
Substitution keine psychische und kÃ¶rperliche Symptomatik. Auch in seinem Attest
vom 7. MÃ¤rz 2013 wies dieser Arzt darauf hin, dass sich die fortlaufende
Substitution stabil gestaltet, obwohl die KlÃ¤gerin zu 1) als alleinerziehende Mutter
mit chronischen finanziellen Sorgen belastet sei. FÃ¼r den streitigen Zeitraum gibt
es mithin keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine besondere gesundheitliche Belastung der
KlÃ¤gerin zu 1).

Â 

Weitere Unterlagen, die den streitigen Zeitraum betreffen, liegen nicht vor. Die
Stellungnahme der FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. V vom 25.
Januar 2016, wonach gegenwÃ¤rtig und bis auf Weiteres die KlÃ¤gerin zu 1) nicht in
der Lage sei, einen Umzug zu bewÃ¤ltigen, basiert auf einem am 5. Januar 2016
erfolgten Ã¤rztlichen GesprÃ¤ch, wonach sie an einer gravierenden seelischen und
kÃ¶rperlichen Erkrankung leide. Diese Stellungnahme nimmt schon inhaltlich keine
AnknÃ¼pfung an einen Gesundheitszustand in der Vergangenheit vor. Auf den
Befundbericht der Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin H vom 29. November 2015 und
deren Attest vom 11. August 2015 zum Behandlungszeitraum vom 16. Januar 2015
bis 26. November 2015 ist bezogen auf die KlÃ¤gerin zu 1) schon oben eigegangen
worden.

Â 

Angesichts dessen, dass bei der KlÃ¤gerin zu 1) keine einem Wohnungswechsel
entgegenstehenden BeeintrÃ¤chtigungen bestanden, war ihr ein solcher zumutbar.
Der Arzt fÃ¼r Innere Medizin Dr. S verneinte im Ã�brigen in seinem Befundbericht
vom 4. August 2014 ebenfalls die Frage, ob gesundheitliche GrÃ¼nde einem Umzug
der KlÃ¤gerin zu 1) seit dem (abgefragten) 1. August 2013 entgegenstanden. Erst in
seinem Attest vom 26. August 2014 teilte er im Zusammenhang mit einer aktuell
geplanten erneuten langsamen Dosisreduktion mit, es sei auch der angestrebte
Umzug in eine bedarfsgerechte Wohnung nicht erwÃ¼nscht, wobei auch der
eventuell notwendige Schulwechsel der heute 13-jÃ¤hrigen Tochter als
unangemessene Belastung zu nennen sei. Daraus ergibt sich hinreichend deutlich,
dass frÃ¼hestens ab Mai 2014 medizinische GrÃ¼nde vorgelegen haben kÃ¶nnten,
die einem Wohnungswechsel der KlÃ¤gerin zu 1) hinderlich gewesen sein kÃ¶nnten.
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Â 

Einem Umzug entgegenstehende GrÃ¼nde lagen auch nicht in der Person der
KlÃ¤gerin zu 2) vor.

Â 

Wie die SachverstÃ¤ndige Dr. H zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, bietet der dem
Befundbericht des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. J u. a. vom 23. MÃ¤rz
2018 beigefÃ¼gte Ausdruck einer Behandlungskarteikarte fÃ¼r einen
Behandlungszeitraum vom 12. Januar 2011 bis 16. Oktober 2013 mit den Diagnosen
viraler Infekt, viraler Allgemeininfekt, Infekt obere Atemwege, fieberhafter Infekt,
Commotio cerebri, Verdacht AnÃ¤mie, Prellung linkes Knie (Januar 2013),
fieberhafter Infekt, Neurodermitis, Verdacht auf AnÃ¤mie (April 2013), viraler
Allgemeininfekt, Verdacht Appendizitis, Bauchschmerzen und akute Zystitis nebst
Ergebnissen von Laboruntersuchungen vom 23. April 2013 und vom 19. Januar 2015
dafÃ¼r keinen Anhalt. Die Zeugenaussage der Erziehungswissenschaftlerin E vom
2. MÃ¤rz 2017 beschrÃ¤nkt sich im Wesentlichen auf 2015. 2015 sei die Situation
so gewesen, dass die KlÃ¤gerin zu 1) das Methadon gut reduziert gehabt habe. Die
KlÃ¤gerin zu 2) habe ab Januar oder Februar das Pfeiffersche DrÃ¼senfieber
gehabt. Die KlÃ¤gerin zu 1) selbst habe verstÃ¤rkte Probleme mit der rechten
HÃ¼fte gehabt. Ihrer Meinung nach hÃ¤tten die beiden wegen der besonderen
Situation, mit der HÃ¼fte, auch mit der Tochter, nicht umziehen kÃ¶nnen. Die
KlÃ¤gerin zu 2) habe besonderen sozialpÃ¤dagogischen FÃ¶rderbedarf, groÃ�e
Probleme in der Schule und hÃ¤tte kaum woanders FuÃ� fassen kÃ¶nnen. Die
KlÃ¤gerin zu 1) hÃ¤tte den Arzt wechseln mÃ¼ssen. Beim Ausschleichen des
Methadons benÃ¶tige man ein stabiles Umfeld, sonst werde das Ã¤rztlicherseits
nicht durchgefÃ¼hrt. Ein Umzug hÃ¤tte daher eine Gefahr des RÃ¼ckfalls in alte
Muster bedeuten kÃ¶nnen. Diese Datenlage ist, wie die SachverstÃ¤ndige
zutreffend festgestellt hat, vÃ¶llig unzureichend, um darauf gestÃ¼tzt, beurteilen
zu kÃ¶nnen, dass der KlÃ¤gerin zu 2) ein Umzug nicht zumutbar gewesen sein
kÃ¶nnte.

Â 

Weitere Unterlagen, die den streitigen Zeitraum betreffen, liegen nicht vor. Die
Stellungnahme der FachÃ¤rztin fÃ¼r Kinder- und Jugendpsychiatrie Z vom 30. Mai
2013 betrifft ausschlieÃ�lich den Zeitraum MÃ¤rz 2013 bis Mai 2013. Soweit das
Attest der Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin Hr vom 11. August 2015 Ã¼ber den
Behandlungszeitraum vom 16. Januar 2015 bis 26. November 2015 sich zur
KlÃ¤gerin zu 2) Ã¤uÃ�ert, nimmt es allein auf deren â��derzeitigeâ�� pubertÃ¤re
Entwicklungsphase und die mit einem ggf. einhergehenden Abbruch tragender
sozialer Strukturen bei einem Wohnortwechsel weitere ungÃ¼nstige Entwicklung
Bezug. Der Befundbericht des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. R vom 25. August
2016 bezieht sich auf eine Behandlung der KlÃ¤gerin zu 2) mit der Diagnose einer
Leukozytopenie von Januar 2015 bis Februar 2015.

Â 
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Soweit die KlÃ¤gerinnen meinen, weitere relevante Unterlagen seien von der
SachverstÃ¤ndigen offensichtlich nicht ausgewertet worden, bleibt offen, um
welche es sich hierbei handeln soll, da diese von ihnen nicht benannt werden.
AnknÃ¼pfungstatsachen fÃ¼r den damaligen gesundheitlichen Zustand sind die
seinerzeit bestandenen und von den behandelnden Ã�rzten erhobenen Befunde.
Wenn diese Befunde dÃ¼rftig ausfallen, muss nicht Ã¼berraschen, wenn der
Erkenntnisgewinn hinsichtlich der UmzugsfÃ¤higkeit nach gutachterlicher
Bewertung diesen Befunden folgt. Sofern die KlÃ¤gerinnen der Ansicht sind, es
kÃ¶nne kein Erkenntnisgewinn aus diesem Gutachten fÃ¼r die UmzugsfÃ¤higkeit
gezogen werden, stellen sie damit letztlich fest, dass eine UmzugsunfÃ¤higkeit
nicht bewiesen ist. Nach dem Grundsatz der objektiven Beweislast geht dies aber zu
ihren Lasten. 

Â 

Nach alledem war ein Verbleiben in der bisherigen Wohnung der KlÃ¤gerin zu 1) aus
medizinischen GrÃ¼nden nicht erforderlich, denn es lag keine Krankheit vor, die
einen Umzug schlechthin ausschloss. Ein solches Verbleiben der KlÃ¤gerin zu 2) war
ebenfalls weder aus medizinischen noch aus anderen GrÃ¼nden nÃ¶tig.

Â 

Die Kosten der Unterkunft i.H.v. 465,01 Euro monatlich fÃ¼r die Zeit vom 1. August
2012 bis 31. Dezember 2012 und i.H.v. 473,35 Euro fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar
2013 bis 31. Januar 2013 sowie die Kosten der Heizung i.H.v. 214,00 Euro
monatlich fÃ¼r die Zeit vom 1. August 2012 bis 31. Januar 2013 sind angesichts
einer wirksamen Kostensenkungsaufforderung damit nur zu berÃ¼cksichtigen,
soweit sie angemessen sind.

Â 

Die Ermittlung der Angemessenheit der Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung
erfordert eine EinzelfallprÃ¼fung. Diese hat fÃ¼r die Unterkunftskosten und die
Heizkosten getrennt zu erfolgen (BSG, Urteil vom 03. September 2020 â�� B 14 AS
40/19 R, Rdnr. 13, zitiert nach juris; BSG, Urteil vom 2. Juli 2009, B 14 AS 36/08 R,
Rdnr. 18, zitiert nach juris, abgedruckt in BSGE 104, 41 = SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 23
).

Â 

Die Ermittlung des angemessenen Umfangs der Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft
hat in zwei grÃ¶Ã�eren Schritten zu erfolgen: ZunÃ¤chst sind die abstrakt
angemessenen Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft, bestehend aus Nettokaltmiete
und kalten Betriebskosten (= Bruttokaltmiete), zu ermitteln; dann ist die konkrete
(= subjektive) Angemessenheit dieser Aufwendungen im Vergleich mit den
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen, insbesondere auch im Hinblick auf die Zumutbarkeit
der notwendigen Einsparungen, einschlieÃ�lich eines Umzugs, zu prÃ¼fen (BSG,
Urteil vom 03. September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R, Rdnr. 17, zitiert nach juris, m.
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w. N., abgedruckt in SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 112).

Â 

Die Ermittlung der abstrakt angemessenen Aufwendungen hat unter Anwendung
der Produkttheorie in einem mehrstufigen Verfahren zu erfolgen: 1. Bestimmung
der (abstrakt) angemessenen WohnungsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r die leistungsberechtigte(n)
Person(en), 2. Bestimmung des angemessenen Wohnungsstandards, 3. Ermittlung
der aufzuwendenden Nettokaltmiete fÃ¼r eine nach GrÃ¶Ã�e und
Wohnungsstandard angemessene Wohnung in dem maÃ�geblichen Ã¶rtlichen
Vergleichsraum nach einem schlÃ¼ssigen Konzept, 4. Einbeziehung der
angemessenen kalten Betriebskosten. Nur soweit es kein schlÃ¼ssiges Konzept des
Jobcenters gibt, ist es jedoch Sache der Gerichte, selbst Angemessenheitswerte zu
bestimmen (BSG, Urteil vom 03. September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R, Rdnr. 18,
zitiert nach juris; grundlegend BSG, Urteil vom 7. November 2006 â�� B 7b AS
18/06 R, Rdnr. 20, zitiert nach juris, abgedruckt in BSGE 97, 254Â  = SozR 4-4200
Â§ 22 Nr. 3).

Â 

Bei der Bestimmung der angemessenen WohnflÃ¤che ist auf die anerkannte
WohnraumgrÃ¶Ã�e fÃ¼r Wohnberechtigte im sozialen Mietwohnungsbau
abzustellen. Hinsichtlich der Ã�berlassung von gefÃ¶rdertem Mietwohnungsraum
gilt Â§ 27 Abs. 1 bis 5 WohnraumfÃ¶rderungsgesetz (WoFG) i. V. m. Â§ 5
Wohnungsbindungsgesetz (WoBindG). Wegen der maÃ�geblichen
WohnungsgrÃ¶Ã�e verweistÂ  Â§ 27 Abs. 4 WoFG (als Nachfolgeregelung zu Â§ 5
Abs. 2 WoBindG in der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Fassung) auf die nach
Â§ 10 WoFG von den LÃ¤ndern festgelegten WohnungsgrÃ¶Ã�en (BSG, Urteil vom
19. Oktober 2010 â�� B 14 AS 50/10 R, Rdnr. 22, m. w. N.; BSG, Urteil vom 13. April
2011 â�� B 14 AS 32/09 R, Rdnr. 17).

Â 

Das Land Berlin hat allerdings zu Â§ 10 WoFG keine AusfÃ¼hrungsvorschriften
erlassen. Zu Â§ 5 WoBindG und Â§ 27 WoFG liegen nur (unverÃ¶ffentlichte)
Arbeitshinweise der Senatsverwaltung fÃ¼r Stadtentwicklung vom 15. Dezember
2004 vor, die wegen der maÃ�geblichen WohnungsgrÃ¶Ã�e an die zuvor
ergangenen Bekanntmachungen anknÃ¼pfen. Danach darf entsprechend der
Bekanntmachung der Senatsverwaltung fÃ¼r Bau- und Wohnungswesen vom 20.
Oktober 1995 (Amtsblatt fÃ¼r Berlin 1995, 4462) an Einzelpersonen Wohnraum bis
zu 50 qm und an Zwei-Personen-Haushalte Wohnraum bis zu 60 qm Ã¼berlassen
werden. An diese Regelungen ist auch fÃ¼r die Bestimmung der
Angemessenheitsgrenze nach Â§ 22 Abs. 1 SGB II anzuknÃ¼pfen. Die
weitergehenden Differenzierungen nach der Raumzahl sind fÃ¼r die Auslegung des 
Â§ 22 Abs. 1 SGB II unbeachtlich (BSG, Urteil vom 19. Oktober 2010 â�� B 14 AS
50/10 R, Rdnr. 22; BSG, Urteil vom 13. April 2011 â�� B 14 AS 32/09 R, Rdnr. 18). 

Â 
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Soweit die landesrechtlichen Bestimmungen an die Personenzahl in einem Haushalt
anknÃ¼pfen, ist Ausgangspunkt fÃ¼r die Berechnung der WohnflÃ¤che die Zahl der
Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft. Insgesamt kÃ¶nnen Kosten der Unterkunft nur
in einer HÃ¶he beansprucht werden, wie sie Partnern in einer gemeinsamen
Wohnung zustehen (so und wegen der Besonderheiten trotz Fortbestehens der
Bedarfsgemeinschaft in FÃ¤llen eines nicht im Vorhinein auf unter sechs Monate
beschrÃ¤nkten dauerhaften auswÃ¤rtigen Aufenthalts: BSG, Urteil vom 19. Oktober
2010 â�� B 14 AS 50/10 R, Rdnr. 23).

Â 

Ausgangspunkt fÃ¼r die Bestimmung des Vergleichsraumes zur Ermittlung der
angemessenen Kosten der Unterkunft ist zunÃ¤chst der Wohnort des
HilfebedÃ¼rftigen. Bei dem Vergleichsraum muss es sich um einen ausreichend
groÃ�en Raum der Wohnbebauung handeln, der aufgrund seiner rÃ¤umlichen
NÃ¤he, seiner Infrastruktur und insbesondere seiner verkehrstechnischen
Verbundenheit einen insgesamt betrachtet homogenen Lebens- und Wohnbereich
bildet. MaÃ�gebender GesichtspunktÂ  kann damit die Ausrichtung des Ã¶ffentliche
Nahverkehrs auf ein bestimmtes Kerngebiet sein, das auch von den Randlagen aus
in Fahrzeiten erreichbar ist, wie sie erwerbstÃ¤tigen Pendlern zugemutet werden
(vgl. Â§ 121 Abs. 4 Satz 2 SGB III), sofern innerhalb dieses Raumes auch einfache
Wohnlagen, an deren Mietniveau sich die Referenzmieten orientieren, vorhanden
sind, sodass die Bildung eines engeren Vergleichsraums, die das Risiko der
Gettoisierung in sich birgt, nicht erforderlich erscheint (BSG, Urteil vom 19. Oktober
2010 â�� B 14 AS 50/10 R, Rdnr. 24).

Â 

FÃ¼r HilfebedÃ¼rftige innerhalb Berlins ist damit maÃ�geblicher Vergleichsraum
das gesamte Stadtgebiet von Berlin (BSG, Urteil vom 19. Oktober 2010 â�� B 14 AS
50/10 R, Rdnr. 24; BSG, Urteil vom 13. April 2011 â�� B 14 AS 32/09 R, Rdnr. 19).

Â 

Ausgehend von diesem rÃ¤umlichen VergleichsmaÃ�stab bestimmt sich der den
Wohnungsstandard widerspiegelnde angemessene Quadratmeterpreis (die
Angemessenheitsgrenze) wie folgt: Zugrunde zu legen ist ein einfacher, im unteren
Marktsegment liegender Standard. Die Wohnung muss hinsichtlich ihrer
Ausstattung, Lage und Bausubstanz einfachen und grundlegenden BedÃ¼rfnissen
genÃ¼gen. Die festgestellte angemessene Referenzmiete oder die Mietobergrenze
muss mithin so gewÃ¤hlt werden, dass es dem HilfebedÃ¼rftigen mÃ¶glich ist, im
konkreten Vergleichsraum eine â��angemesseneâ�� Wohnung anzumieten (BSG,
Urteil vom 19. Oktober 2010 â�� B 14 AS 50/10 R, Rdnr. 25, m. w. N.; BSG, Urteil
vom 13. April 2011 â�� B 14 AS 32/09 R, Rdnr. 21).

Â 

Ausgangspunkt der PrÃ¼fung sind bei einem schlÃ¼ssigen Konzept der Verwaltung
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die auf diesem Konzept beruhenden abstrakten Angemessenheitswerte (BSG, Urteil
vom 03. September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R, Rdnr. 22).

Â 

Ein schlÃ¼ssiges Konzept des Beklagten lag fÃ¼r den streitigen Zeitraum vom 1.
August 2012 bis 31. Januar 2013 nicht vor. 

Â 

Die Angemessenheit der Aufwendungen fÃ¼r die Wohnung bestimmte sich in
diesem Zeitraum gemÃ¤Ã� der Verordnung zur Bestimmung der HÃ¶he der
angemessenen Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung nach dem Zweiten und
ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch (Wohnaufwendungenverordnung â�� WAV â��
vom 3. April 2012; GVBl 2012, 99), die jedoch unwirksam ist. Die
UnwirksamkeitserklÃ¤rung erstreckt sich auf den Geltungszeitraum vom 1. Mai
2012 bis 31. Juli 2013 (BSG, Urteil vom 04. Juni 2014 â�� B 14 AS 53/13 R, Rdnrn
15, 16, zitiert nach juris, abgedruckt in SozR 4-4200 Â§ 22a Nr. 2 = BSGE 116, 94
-112).

Â 

Eine Nachbesserung durch den Beklagten wÃ¤re zwar mÃ¶glich (BSG, Urteil vom 3.
September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R, Rdnr. 22, zitiert nach juris; vgl. auch BSG,
Urteil vom 2. September 2021 â�� B 8 SO 13/19 R, Rdnr. 19, zur insoweit gleichen
Rechtslage im Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch ), scheidet aber aus. Der Beklagte
hat mitgeteilt, es bestehe keine MÃ¶glichkeit der Nachholung des Erstellens eines
schlÃ¼ssigen Konzepts fÃ¼r den streitigen Zeitraum.

Â 

Wenn der Verwaltung die Erstellung oder Nachbesserung eines schlÃ¼ssigen
Konzepts nicht mÃ¶glich ist, ist das Gericht zur Herstellung der Spruchreife der
Sache verpflichtet, aber nicht befugt, selbst ein schlÃ¼ssiges Konzept â�� ggf. mit
Hilfe von SachverstÃ¤ndigen â�� zu erstellen. Es ist dann Sache der Gerichte, selbst
abstrakt angemessene Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft zu bestimmen (BSG, Urteil
vom 03. September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R, Rdnrn. 23 und 25).

Â 

Zur Herstellung der Spruchreife bei der Bestimmung abstrakt angemessener
Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft kann das Gericht nur auf schon vorhandene
Datengrundlagen zurÃ¼ckgreifen. Diese Datengrundlagen mÃ¼ssen die
vergleichsraumbezogene, zeit- und realitÃ¤tsgerechte Bestimmung abstrakter
Angemessenheitswerte gewÃ¤hrleisten kÃ¶nnen. Wesentliche Faktoren sind durch
normative Entscheidungen bestimmt (angemessene WohnungsgrÃ¶Ã�e) oder
vorgeprÃ¤gt (Vergleichsraum). Die mÃ¶glichen Erkenntnisquellen sind mit der
durch das Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Ã�nderung des Zweiten
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und ZwÃ¶lften Buches Sozialgesetzbuch vom 24. MÃ¤rz 2011 (BGBl I 2011, 453)
eingefÃ¼gten Regelung des Â§ 22c Abs. 1 SGB II beispielhaft vorgegeben. Insoweit
nennt der Katalog des Â§ 22c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB II als Erkenntnisquellen fÃ¼r
die Bestimmung des Angemessenheitswerts Mietspiegel, qualifizierte Mietspiegel
und Mietdatenbanken. Soweit in ihnen keine Daten zusammengefasst sind, die sich
auf die Betriebskosten als Teilelement abstrakt angemessener Unterkunftskosten
beziehen, erÃ¶ffnet Â§ 22c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II die MÃ¶glichkeit, auf andere
Ã¶rtliche oder ggf. Ã¼berÃ¶rtliche BetriebskostenÃ¼bersichten (z. B. den vom
Deutschen Mieterbund fÃ¼r das gesamte Bundesgebiet aufgestellten Ã�bersichten)
zurÃ¼ckgreifen. Falls zur zeitnahen Abbildung der maÃ�geblichen VerhÃ¤ltnisse im
Ã¶rtlichen Vergleichsraum erforderlich, kÃ¶nnen rechnerische Korrekturen
vorgenommen werden (BSG, Urteil vom 03. September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R,
Rdnrn. 24 und 26).

Â 

Bestimmt ein Gericht selbst abstrakt angemessene Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft,
muss es sich davon Ã¼berzeugen (Â§ 128 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG),
dass Wohnraum zu dem von ihm bestimmten Betrag in hinreichender Anzahl
tatsÃ¤chlich verfÃ¼gbar ist. Denn dieser Wert muss nicht nur geeignet sein,
abstrakt angemessene Unterkunftskosten fÃ¼r die aktuell bewohnte Unterkunft zu
definieren. Er stellt im Grundsatz auch die HÃ¶he der Aufwendungen dar, zu der bei
einem zur Kostensenkung erforderlichen Umzug (vgl. Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II)
innerhalb des Ã¶rtlichen Vergleichsraums unabhÃ¤ngig von den UmstÃ¤nden des
Einzelfalls neuer â�� kostenangemessener â�� Wohnraum angemietet werden
kÃ¶nnen muss. Die richterliche Betragsbestimmung trÃ¤gt anders als die
Bestimmung abstrakter Angemessenheitswerte durch ein behÃ¶rdliches Konzept,
das die Anforderungen des BSG an die SchlÃ¼ssigkeit erfÃ¼llt, die GewÃ¤hr der
Richtigkeit nicht in sich. Die Summe aus Kaltmiete und Betriebskosten kann nur
dann einen zutreffend gebildeten abstrakten Angemessenheitswert darstellen,
wenn in Betracht kommender Wohnraum zu diesem Preis auch tatsÃ¤chlich in
nennenswerter Zahl auf dem Markt allgemein zugÃ¤nglich angeboten wird und
damit generell verfÃ¼gbar ist. Wegen der im VerhÃ¤ltnis von Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 zu
Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II angelegten Risikozuweisung obliegt es nicht erst den
Leistungsberechtigten, zur generellen Anmietbarkeit von Wohnraum im Ã¶rtlichen
Vergleichsraum vorzutragen (BSG, Urteil vom 03. September 2020 â�� B 14 AS
37/19 R, Rdnrn. 24, 27 â�� 29). Insbesondere wenn in einem mehrjÃ¤hrigen
Zeitraum nicht nur die Angebotsmieten deutlich gestiegen sind, sondern von 2009
bis 2013 schon nach dem vom Landessozialgericht Berlin-Brandenburg im Urteil
vom 15. MÃ¤rz 2018 â�� L 34 AS 724/15 zugrunde gelegten Berechnungsmodell
fÃ¼r angemessene Nettokaltmieten (mit den Tabellenmittelwerten des Mietspiegels
fÃ¼r einfache Wohnlagen) eine deutliche ErhÃ¶hung stattgefunden hat, besteht
Anlass, die eigene (vorlÃ¤ufige) Bewertung von tatsÃ¤chlichen Aufwendungen als
abstrakt unangemessen zu Ã¼berprÃ¼fen und ggf. zu korrigieren (BSG, Urteil vom
03. September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R, Rdnr. 30).

Â 
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Der Senat sieht sich nicht in der Lage, einen Grenzwert fÃ¼r die grundsicherungs-
rechtliche Angemessenheit fÃ¼r Wohnungen von Zweipersonenhaushalten im
streitigen Zeitraum zu bestimmen. Es fehlt dafÃ¼r an Ã¼berzeugungskrÃ¤ftigen
Daten. Insbesondere kÃ¶nnen die Grundlagendaten des Mietspiegels 2011, die nach
dem Konzept zur Bestimmung der HÃ¶he der angemessenen Aufwendungen fÃ¼r
Unterkunft und Heizung (Ziffern 1.2.2. und 2.1.) die Basis der WAV bilden(GVBl
2012, 99, 103) hierfÃ¼r nicht herangezogen werden.

Â 

Ziffer 1.2.2 des Konzepts sieht u. a. vor: Zu Grunde gelegt wird der Mittelwert und
nicht der obere oder untere Spannenwert, wobei zu berÃ¼cksichtigen ist, dass den
einzelnen Rasterfeldern des Mietspiegels keine gleichmÃ¤Ã�ige Verteilung des
Wohnungsbestands zu Grunde liegt und daraus abgeleitete arithmetische
Mittelwerte nicht die GewÃ¤hr dafÃ¼r bieten, dass das einfache Mietsegment
realistisch abgebildet wird. Deswegen wird der mÂ²- Preis zu Grunde gelegt, der
sich als anhand des Wohnungsbestands gewichteter Mittelwert, nach
WohnungsgrÃ¶Ã�en differenziert, aus der einfachen Lage des Berliner Mietspiegels
ergibt (Summe aus den einzelnen Produkten des jeweiligen Mittelwertes und Anzahl
der Wohnungen der Rasterfelder der einfachen Lage ohne Spalte 1 und 3 geteilt
durch die Gesamtanzahl der Wohnungen der einfachen Lage ohne Spalte 1 und 3
gemÃ¤Ã� Grundlagendaten zum Berliner Mietspiegel). Der auf diese Weise
ermittelte Betrag fÃ¼r die Nettokaltmiete pro mÂ² ist der Berechnungstabelle
unterÂ  2.1. â�� Spalte 3 zu entnehmen. Spalte 3 weist fÃ¼r einen
2-Personenhaushalt 4,91 Euro/qm aus. Dazu wird als BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt: 
Durch den RÃ¼ckgriff auf den qualifizierten Mietspiegel und durch die erfolgte
Gewichtung kann im Einklang mit der Rechtsprechung des BSG davon ausgegangen
werden, dass es in ausreichendem MaÃ�e Wohnungen zu der abstrakt
angemessenen Leistung fÃ¼r die Unterkunft auf dem Wohnungsmarkt gibt (BSG
vom 13. April 2011 â�� B 14 AS 106/10 R). Nach diesem Urteil (Rdnr. 30) kann
davon ausgegangen werden, dass es in ausreichendem MaÃ�e Wohnungen zu der
abstrakt angemessenen Leistung fÃ¼r die Unterkunft gibt, wenn ein qualifizierter
Mietspiegel, der in einem wissenschaftlich gesicherten Verfahren aufgestellt wurde,
der Bestimmung des angemessenen Quadratmeterpreises fÃ¼r die Kaltmiete
zugrunde liegt und entweder der Durchschnittswert dieses Mietspiegels angewandt
wird oder dem Mietspiegel Aussagen zur HÃ¤ufigkeit von Wohnungen mit dem
angemessenen Quadratmeterpreis entnommen werden kÃ¶nnen. 

Â 

Der Beklagte hat damit lediglich Wohnungen der einfachen Lage berÃ¼cksichtigt.
Der LeistungstrÃ¤ger kann zwar auch bei der Datenerhebung nur die Wohnungen
einfachen Standards zugrunde legen. Er muss als Angemessenheitsgrenze dann
aber die obere Preisgrenze dieses Segments wÃ¤hlen (BSG, Urteil vom 23. August
2011 â�� B 14 AS 91/10 R, Rdnr. 24, zitiert nach juris; BSG, Urteil vom 06. Oktober
2011 â�� B 14 AS 131/10 R, Rdnr. 22, zitiert nach juris; BSG, Urteil vom 20.
Dezember 2011 â�� B 4 AS 19/11 R, Rdnr. 33, zitiert nach juris, abgedruckt in BSGE
110, 52 = SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 51), es sei denn er legt offen, nach welchen
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Gesichtspunkten er dabei die Auswahl getroffen hat (BSG, Urteil vom 22. September
2009 â�� B 4 AS 18/09 R, Rdnr 21, zitiert nach juris, abgedruckt in BSGE 104, 192 =
SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 30). Der Beklagte hat jedoch den Mittelwert und nicht den
oberen Spannenwert herangezogen, ohne seine Auswahlgesichtspunkte
aufzuzeigen.

Â 

Das sogenannte Schifferdecker-Modell, das von einem Teil der Richterschaft des
Sozialgerichts Berlin auf der Grundlage der Basisdaten der qualifizierten Mietspiegel
fÃ¼r Berlin entwickelt (Schifferdecker/Irgang/Silbermann, Archiv fÃ¼r Wissenschaft
und Praxis der sozialen Arbeit 2010, 28) und fortgeschrieben worden ist, macht
ebenfalls die Mittelwerte der einfachen Wohnlage zum Angemessenheitsgrenzwert. 

Â 

Die Mittelwerte der einfachen Wohnlage des Mietspiegels heranzuziehen,
Ã¼berzeugt schon deshalb nicht, weil diese am ehesten die typische
Bestandswohnung der Referenzgruppe, nicht aber deren Obergrenze markieren
(Rudnik in ZFSH/SGB 2021, 127, 135).

Â 

Sie liefern fÃ¼r den streitigen Zeitraum keine geeignete Grundlage fÃ¼r eine
Bestimmung der Angemessenheitsgrenze.

Â 

Liegt ein qualifizierter Mietspiegel i.S. des Â§ 558d Abs. 1 und 2 BÃ¼rgerliches
Gesetzbuch (BGB) vor, so wird vermutet, dass die im qualifizierten Mietspiegel
bezeichneten Entgelte die ortsÃ¼bliche Vergleichsmiete wiedergeben (Â§ 558d Abs.
3 BGB). Die Rechtsprechung des BSG berÃ¼cksichtigt dies (BSG vom 13. April 2011
â�� B 14 AS 106/10 R, Rdnr. 30, zitiert nach juris; BSG, Urteil vom 10. September
2013 â�� B 4 AS 77/12 R, Rdnr. 38, zitiert nach juris, abgedruckt in SozR 4-4200 Â§
22 Nr. 70). FÃ¼r die grundsicherungsrechtliche Wertung bleibt indes zu beachten,
dass die Funktion des Mietspiegels zivilrechtlich in der Begrenzung der
Mietkostenentwicklung liegt und dass in erheblichem Umfang die Mietpreise von
Bestandswohnungen wiedergegeben werden, denn bei der Ermittlung der
ortsÃ¼blichen Vergleichsmiete nach Â§ 558 Abs. 2 BGB dÃ¼rfen nur diejenigen
Wohnungen berÃ¼cksichtigt werden, bei denen die Miete in den letzten vier Jahren
neu vereinbart oder, von VerÃ¤nderungen der Betriebskosten nach Â§ 560 BGB
abgesehen, geÃ¤ndert worden ist. Der Mietspiegel gibt somit keine Auskunft
darÃ¼ber, inwieweit jeweils aktuell Wohnungen zur Neuvermietung zur
VerfÃ¼gung stehen, also tatsÃ¤chlich verfÃ¼gbar sind. Einen relevanten
Beweiswert insofern hat ein Mietspiegel schon angesichts der Methode der
Datenerhebung nicht. Lediglich fÃ¼r die Situation eines ausgeglichenen, (aus
Mietersicht) entspannten Wohnungsmarktes ohne erkennbaren starken Mietanstieg
kann aus Mietspiegeldaten ein RÃ¼ckschluss auf jeweils aktuelle
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Angemessenheitsgrenzen geschlossen werden. Dies wird durch die Rechtsprechung
des BSG bestÃ¤tigt, die fÃ¼r den Fall von unvorhersehbaren PreissprÃ¼ngen auf
dem Wohnungsmarkt eine entsprechende Anpassung der Ausgangsdaten fÃ¼r die
Bestimmung der Grenzwerte durch die Gerichte erwartet (BSG, Urteil vom 19.
Oktober 2010 â�� B 14 AS 2/10 R, Rdnr. 21, zitiert nach juris). Daraus folgt zugleich,
dass vorhersehbare Preisentwicklungen in das jeweilige Konzept einzustellen sind.

Â 

Die Rechtsprechung des BSG basiert, soweit sie am qualifizierten Mietspiegel
anknÃ¼pft, auf einer doppelten Tatsachenvermutung (Senatsurteil vom 31. Januar
2018 â�� L 32 AS 1223/15, Rdnr. 80, zitiert nach juris). Die erste
Tatsachenvermutung hat ihre Grundlage in Â§ 558d BGB. Danach wird vermutet,
dass die im qualifizierten Mietspiegel bezeichneten Entgelte die ortsÃ¼bliche
Vergleichsmiete wiedergeben, wenn die Vorschrift des Â§ 558d Abs. 2 BGB
eingehalten ist, also ein qualifizierter Mietspiegel, mithin ein Mietspiegel, der nach
anerkannten wissenschaftlichen GrundsÃ¤tzen erstellt und von der Gemeinde oder
von Interessenvertretern der Vermieter und der Mieter anerkannt worden ist (Â§
558d Abs. 1 BGB), vorhanden ist, der im Abstand von zwei Jahren aufgrund einer
Stichprobe oder der Entwicklung des vom Statistischen Bundesamt ermittelten
Preisindexes fÃ¼r die Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Deutschland der
Marktentwicklung angepasst und nach vier Jahren neu erstellt wurde.

Â 

Die zweite Tatsachenvermutung hat ihre Grundlage im Beweis des ersten
Anscheins. Wenn ein qualifizierter Mietspiegel, der in einem wissenschaftlich
gesicherten Verfahren aufgestellt wurde, der Bestimmung des angemessenen
Quadratmeterpreises fÃ¼r die Kaltmiete zugrunde liegt und entweder der
Durchschnittswert dieses Mietspiegels angewandt wird oder dem Mietspiegel
Aussagen zur HÃ¤ufigkeit von Wohnungen mit dem angemessenen
Quadratmeterpreis entnommen werden kÃ¶nnen, so kann davon ausgegangen
werden, dass es in ausreichendem MaÃ�e Wohnungen zu der abstrakt
angemessenen Leistung fÃ¼r die Unterkunft gibt (so ausdrÃ¼cklich im Sinne des
Anscheinsbeweises: BSG, Urteil vom 13. April 2011, B 14 AS 106/10 R, Rdnrn. 30
und 32).

Â 

Beide Tatsachenvermutungen sind bezogen auf den Berliner Mietspiegel 2011
erschÃ¼ttert. Dies gilt insbesondere im Hinblick darauf, dass die Ã¼berwiegend aus
Mieten fÃ¼r Bestandswohnungen abgeleiteten Mietspiegeldaten keinen
ausreichenden Bezug zu den tatsÃ¤chlich am Wohnungsmarkt bei
NeuabschlÃ¼ssen zu verzeichnenden Mietpreisen aufweisen und dass es in
ausreichendem MaÃ�e Wohnungen zu aus den Mietspiegeldaten abgeleiteten
Mieten geben soll.

Â 
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Der Senat bleibt bei seiner EinschÃ¤tzung, dass hinreichende objektive UmstÃ¤nde
erkennbar sind, die fÃ¼r Berlin auf eine Abkoppelung des Marktgeschehens vom
Mietspiegel hindeuten (Senatsurteil vom 31. Januar 2018 â�� L 32 AS 1223/15,
Rdnr. 109, zitiert nach juris). Mietspiegeldaten sind nur dann als Rohdaten zu
verwenden, wenn sie die MarktverhÃ¤ltnisse im maÃ�gebenden
Beobachtungszeitraum realistisch widerspiegeln (â��getreues Abbild des
Wohnungsmarktesâ��). Bleibt der Mietspiegel hinter der tatsÃ¤chlichen
Marktentwicklung deutlich zurÃ¼ck (sog. verzÃ¶gerte Marktabbildung), beschreibt
er nicht (mehr) die realen MarktverhÃ¤ltnisse. Die Gewichtung von
Mietspiegeldaten kann die verzÃ¶gerten Marktabbildung bei Bezugnahme auf einen
Mietspiegel, d. h. auf Neuvertragsmieten nicht preisgebundenen Wohnraums aus
den letzten vier Jahren, nicht ausgleichen. Ausgehend von der aufgezeigten
Vermutung als Beweis des ersten Anscheins, dass es in ausreichendem MaÃ�e
Wohnungen zu der abstrakt angemessenen Leistung fÃ¼r die Unterkunft gibt,
bedarf es somit nicht des Nachweises des Betroffenen, dass es (objektiv) keine
Wohnungen zum Richtwert gibt; vielmehr genÃ¼gt, dass die vom BSG aufgezeigte
Vermutung erschÃ¼ttert wird (Senatsurteil vom 31. Januar 2018 ebd.). Dies kann
fÃ¼r den Berliner Wohnungsmarkt, der nach BSG-Rechtsprechung einen
einheitlichen Vergleichsraum bildet, eindeutig festgestellt werden. Der Senat
verweist dazu im Einzelnen auf sein Urteil vom 31. Januar 2018 â�� L 32 AS 1223/15
, Rdnrn. 110 bis 129). Danach bestand wenigstens seit 2011 ein hoher
Nachfragedruck auf dem Berliner Wohnungsmarkt, so dass Wohnungssuchende in
der Regel keine Neuvertragsmiete in HÃ¶he der Vergleichsmiete des Berliner
Mietspiegels aushandeln konnten. Vielmehr sprechen die vorliegenden Daten
dafÃ¼r, dass die Neuvertragsmieten regelmÃ¤Ã�ig auf dem Niveau der
Angebotsmieten lagen.

Â 

Andere Daten, aus denen eine Angemessenheitsgrenze mit einer vollen
gerichtlichen Ã�berzeugung gewonnen werden kÃ¶nnte, stehen nicht zur
VerfÃ¼gung, so dass es an einer Tatsachengrundlage mangelt, die Ausgangspunkt
fÃ¼r die gerichtliche Bestimmung der Angemessenheitsgrenze sein kÃ¶nnte. 

Â 

LÃ¤sst sich damit vom Senat nicht feststellen, dass Wohnraum zu einem
bestimmten Betrag eines abstrakten Angemessenheitswertes in hinreichender
Anzahl tatsÃ¤chlich verfÃ¼gbar ist, er also keine MÃ¶glichkeit sieht, unter den o. g.
Vorgaben abstrakte Angemessenheitswerte selbst festzulegen, bleibt der
RÃ¼ckgriff auf die BetrÃ¤ge aus Â§ 12 Wohngeldgesetz (WoGG) (BSG, Urteil vom
03. September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R, Rdnr. 24). Nach der Rechtsprechung des
BSG (Urteil vom 10. September 2013 â�� B 4 AS 4/13 R, Rdnr. 14, zitiert nach juris,
m. w. N., abgedruckt in SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 72) ist ein RÃ¼ckgriff auf die Werte
des WoGG â�� zur Festlegung ausschlieÃ�lich der abstrakt angemessenen Kosten
der Unterkunft im Sinne einer Obergrenze â�� zulÃ¤ssig, wenn nach den
Feststellungen der Tatsacheninstanzen ErkenntnismÃ¶glichkeiten und -mittel zur
Festlegung der von dem SGB II-TrÃ¤ger zu tragenden angemessenen
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Aufwendungen der Unterkunft nach einem schlÃ¼ssigen Konzept nicht mehr
vorhanden sind. Das BSG hat fÃ¼r den Fall des Ausfalls von lokalen
ErkenntnismÃ¶glichkeiten aufgrund von fehlenden Ermittlungen des
GrundsicherungstrÃ¤gers eine Begrenzung der Amtsermittlungspflicht der
Sozialgerichte fÃ¼r zulÃ¤ssig erachtet und ausdrÃ¼cklich betont, dass es im
Wesentlichen Sache der GrundsicherungstrÃ¤ger sei, fÃ¼r ihren
ZustÃ¤ndigkeitsbereich ein schlÃ¼ssiges Konzept zu ermitteln. Insbesondere fÃ¼r
weit zurÃ¼ckliegende ZeitrÃ¤ume brauchen deshalb nicht unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig
aufwÃ¤ndige Ermittlungen durchgefÃ¼hrt zu werden. Dies entbindet jedoch nicht
von nachvollziehbaren Darlegungen dazu, warum ein schlÃ¼ssiges Konzept auf der
Grundlage der vorhandenen Erkenntnisse und Daten nicht (mehr) entwickelt
werden kann.

Â 

Damit sind, wenn die Erarbeitung eines schlÃ¼ssigen Konzepts fÃ¼r den
festgelegten Vergleichsraum nicht mehr mÃ¶glich ist, grundsÃ¤tzlich die
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen zu Ã¼bernehmen. Diese Aufwendungen werden
jedoch durch die Tabellenwerte zu Â§ 12 WoGG gedeckelt. Wegen der nur
abstrakten, vom Einzelfall und den konkreten UmstÃ¤nden im Vergleichsraum
losgelÃ¶sten Begrenzung ist zur Bestimmung der angemessenen Nettokaltmiete
zuzÃ¼glich der kalten Betriebskosten (Â§ 9 Abs. 1 WoGG, wonach Miete das
vereinbarte Entgelt fÃ¼r die GebrauchsÃ¼berlassung von Wohnraum auf Grund
von MietvertrÃ¤gen oder Ã¤hnlichen NutzungsverhÃ¤ltnissen einschlieÃ�lich
Umlagen, ZuschlÃ¤gen und VergÃ¼tungen ist) auf den jeweiligen HÃ¶chstbetrag
der Tabelle, also die rechte Spalte, zurÃ¼ckzugreifen und ein
â��Sicherheitszuschlagâ�� einzubeziehen. Der Sicherheitszuschlag ist im Interesse
des Schutzes des elementaren BedÃ¼rfnisses des Leistungsberechtigten auf
Sicherung des Wohnraums erforderlich, denn es kann beim Fehlen eines
schlÃ¼ssigen Konzepts nicht mit Sicherheit beurteilt werden, wie hoch die
angemessene Referenzmiete tatsÃ¤chlich ist (BSG, Urteil vom 11. Dezember 2012
â�� B 4 AS 44/12 R, Rdnr. 19, zitiert nach juris; vgl. auch BSG, Urteil vom 17.
Dezember 2009, B 4 AS 50/09 R, Rdnr. 27 zitiert nach juris, abgedruckt in SozR
4-4200 Â§ 22 Nr. 29). Der Sinn und Zweck des WoGG liegt nicht darin, die Mieten
fÃ¼r Wohnraum bei Vorliegen der einkommensrechtlichen Voraussetzungen voll
oder zu einem erheblichen Teil zu Ã¼bernehmen. Vielmehr handelt es sich beim
Wohngeld um einen Zuschuss zu den Aufwendungen fÃ¼r Wohnraum. Die HÃ¶he
ist abhÃ¤ngig von der zu berÃ¼cksichtigenden Miete, den Haushaltsmitgliedern
und dem Einkommen. Ã�bersteigt die nach Â§ 11 WoGG zu berÃ¼cksichtigende
Miete den in Â§ 12 WoGG festgesetzten Betrag, bleibt der Ã¼bersteigende Teil bei
der Wohngeldberechnung auÃ�er Betracht. Die i. S. des Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II
angemessene Miete muss hingegen gewÃ¤hrleisten, dass zu dem als angemessen
erachteten Wert Wohnraum vorhanden ist. Beide Regelungen verfolgen damit
verschiedene Ziele; auf die Werte aus Â§ 12 WoGG ist daher nur als
Berechnungsgrundlage zur Bemessung der angemessenen Miete abzustellen und
dem Sinn und Zweck von Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II nach mittels des
â��Sicherheitszuschlagesâ�� anzupassen (BSG, Urteil vom 12. Dezember 2013 â�� 
B 4 AS 87/12 R, Rdnr. 27, zitiert nach juris, abgedruckt inÂ  SozR 4-4200 Â§ 22 Nr.
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73 ausdrÃ¼cklich zu Â§ 12 WoGG; BSG Urteil vom 16. Juni 2015 â�� B 4 AS 44/14 R,
Rdnr. 30, zitiert nach juris, abgedruckt SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 85).

Â 

Die Tabelle des Â§ 12 Abs. 1 WoGG in der Fassung des Gesetzes vom 9. Dezember
2010 (BGBl I 2010, 1885; gÃ¼ltig vom 1. Januar 2011 bis 31. Dezember 2015) i. V.
m. Â§ 38 Nr. 2 WoGG in der Fassung des Gesetzes vom 9. November 2012 (BGBl I
2012, 2291) i. V. m. der Anlage (in der Fassung des Gesetzes vom 24. September
2008; BGBl I 2008, 1856; gÃ¼ltig vom 1. Januar 2009 bis 31. Dezember 2015) zu Â§
1 Abs. 3 Wohngeldverordnung (WoGV) weist fÃ¼r Berlin, das der Mietstufe 4 (jetzt:
IV) zugeordnet wird, fÃ¼r zwei Personen einen Betrag von 435,00 Euro aus.

Â 

Das ergibt unter BerÃ¼cksichtigung des 10%-Zuschlags fÃ¼r die Bruttokaltmiete
einen Betrag von 478,50 Euro monatlich (435,00 Euro + 43,50 Euro).

Â 

Die Bruttokaltmiete der KlÃ¤gerinnen betrug demgegenÃ¼ber 465,01 Euro
monatlich fÃ¼r die Zeit vom 1. August 2012 bis 31. Dezember 2012 und 473,35
Euro fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 2013 bis 31. Januar 2013, so dass die tatsÃ¤chlich
gezahlte Bruttokaltmiete zu berÃ¼cksichtigen ist.

Â 

Angesichts dessen kann dahinstehen, ob im streitigen Zeitraum die Bruttokaltmiete
nicht ohnehin angemessen war.

Â 

Bei der Auslegung des unbestimmten Rechtsbegriffs der Angemessenheit sind die
normativen VorprÃ¤gungen dieses Begriffs zu berÃ¼cksichtigen. Insofern sind die
gesetzgeberischen Entscheidungen zur Sicherung angemessenen Wohnraums fÃ¼r
HilfebedÃ¼rftige zu beachten, um sicherzustellen, dass der Vergleich mit der
Referenzgruppe gelingt. Dazu gehÃ¶rt in angespannten WohnungsmÃ¤rkten der
Vergleich mit den Angemessenheitsgrenzen nach dem Wohngeldrecht und auch der
Vergleich mit den Mieten im sozialen Wohnungsbau, weil beide Systeme normative
gesetzgeberische VorprÃ¤gungen fÃ¼r den hier betroffenen Bereich der
grundsicherungsrechtlichen AngemessenheitsprÃ¼fung liefern. Beide Systeme
zielen unmittelbar gesetzlich auf die Sicherstellung angemessenen Wohnraums ab
(Rudnik in ZFSH/SGB 2021, 127, 139 f.). Insbesondere aus dem Recht des sozialen
Wohnungsbaus ergeben sich im Rahmen der Auslegung des unbestimmten
Rechtsbegriffs der grundsicherungsrechtlichen Angemessenheit systematisch zu
berÃ¼cksichtigende Wertungen. Â§ 1 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 WoFG, bestimmt als die
Zielgruppe der sozialen WohnraumfÃ¶rderung Haushalte, die sich am Markt nicht
angemessen mit Wohnraum versorgen kÃ¶nnen und auf UnterstÃ¼tzung
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angewiesen sind; unter diesen Voraussetzungen unterstÃ¼tzt die FÃ¶rderung von
Mietwohnraum insbesondere Haushalte mit geringem Einkommen sowie Familien
und andere Haushalte mit Kindern, Alleinerziehende, Schwangere, Ã¤ltere
Menschen, behinderte Menschen, Wohnungslose und sonstige hilfebedÃ¼rftige
Personen. Sozialwohnungen wurden und werden gerade fÃ¼r
Grundsicherungshaushalte geschaffen. Wohnraum der nach den Vorgaben des
WoGG und des sozialen Wohnungsbaus angemessen ist, kann jedenfalls in
angespannten WohnungsmÃ¤rkten nicht unangemessen sein (vgl. Rudnik a.a.O. S.
139 f.). Dabei kommt die weitere Ã�berlegung zum Tragen, dass die insofern
vorhandenen Daten stets nur bzw. ganz Ã¼berwiegend auf Bestandswohnungen im
jeweiligen Regelungssystem zurÃ¼ckgreifen und im angespannten Wohnungsmarkt
die Verteuerung durch das ungÃ¼nstige Nachfrage-Angebot-VerhÃ¤ltnis nicht
aktuell widerspiegeln. Gerade wegen dieser normativen VorprÃ¤gung greift das BSG
fÃ¼r die Bestimmung der angemessenen WohnflÃ¤che auf die regionalen Vorgaben
des sozialen Wohnungsbaus zurÃ¼ck. 

Â 

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben kÃ¶nnte sich die Bruttokaltmiete der KlÃ¤gerinnen im
angespannten Wohnungsmarkt von Berlin im streitigen Zeitraum vom 1. August
2012 bis 31. Januar 2013 als angemessen erweisen. 

Â 

Die BegrÃ¼ndung der Mietenbegrenzungsverordnung vom 28. April 2015
(abrufbar: https://www.parlament-
berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/verordnungen/vo17-186.pdf) enthÃ¤lt die Aussage
(Ziff. 6.1, S. 11), dass die Nettokaltmieten in den seit 2014 nunmehr wieder nach
dem WoFG gefÃ¶rderten Wohnungen anfangs zwischen 6,00 Euro/mÂ² und 7,50
Euro/mÂ² monatlich liegen. Im Schnitt sollen sie bei maximal 6,50
Euro/mÂ² monatlich liegen. Vom Normgeber wurden mithin fÃ¼r die durch das
WoFG gefÃ¶rderten, hilfebedÃ¼rftigen Haushalte Nettokaltmieten von 6,00 bis 7,50
Euro monatlich fÃ¼r angemessen gehalten, wÃ¤hrend die durchschnittliche
monatliche Nettokaltmiete (der Bestandsmieten) im sozialen Wohnungsbau 2014
bei 6,47 Euro/mÂ² (Sozialwohnungen ohne AnschlussfÃ¶rderung) lag. Diese lag
2012 bei 5,71 Euro/mÂ² und 2013 bei 6,08 Euro/mÂ² (Sozialwohnungen ohne
AnschlussfÃ¶rderung) (IBB Wohnungsmarktbericht 2019, S. 71;
abrufbar: https://www.ibb.de/media/dokumente/publikationen/berliner-
wohnungsmarkt/wohnungsmarktbericht/ibb_wohnungsmarktbericht_2019.pdf).
Zusammen mit den durchschnittlichen monatlichen Betriebskosten 2014 von 2,01
Euro/mÂ² (Sozialwohnungen mit AnschlussfÃ¶rderung), also 2014 von 8,48 Euro/
mÂ², errechnet sich bezogen auf eine angemessene FlÃ¤che von 60 mÂ² mithin
fÃ¼r Zweipersonenhaushalte ein Betrag fÃ¼r 2014 von 508,80 Euro monatlich. Bei
durchschnittlichen monatlichen Betriebskosten 2012 von 2,01 Euro/mÂ² und 2013
von 2,03 Euro/mÂ² (Sozialwohnungen mit AnschlussfÃ¶rderung), also 2012 von 7,72
Euro/mÂ² und 2013 von 8,11 Euro/ mÂ², errechnet sich bezogen auf eine
angemessene FlÃ¤che von 60 mÂ² mithin fÃ¼r Zweipersonenhaushalte ein Betrag
fÃ¼r 2012 von 463,20 Euro monatlich und fÃ¼r 2013 von 486,60 Euro monatlich 
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Â 

Die Bruttokaltmiete der KlÃ¤gerinnen betrug 465,01 Euro monatlich fÃ¼r die Zeit
vom 1. August 2012 bis 31. Dezember 2012 und 473,35 Euro fÃ¼r die Zeit vom 1.
Januar 2013 bis 31. Januar 2013 und kÃ¶nnte mithin die fÃ¼r Sozialwohnungen vom
Berliner Verordnungsgeber als angemessen angesehenen Wohnungskosten nicht
Ã¼berschreiten. 

Â 

Der Anspruch auf Leistungen fÃ¼r die Heizung besteht grundsÃ¤tzlich in HÃ¶he der
konkret-individuell geltend gemachten Aufwendungen, soweit sie angemessen
sind. 

Â 

Von unangemessen hohen Heizkosten ist auszugehen, wenn bestimmte Grenzwerte
Ã¼berschritten werden, die den von der co2online gGmbH in Kooperation mit dem
Deutschen Mieterbund erstellten und durch das Bundesministerium fÃ¼r Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit gefÃ¶rderten â��Kommunalen Heizspiegelnâ��
bzw. dem â��Bundesweiten Heizspiegelâ�� zu entnehmen sind. Solange der jeweils
Ã¶rtlich zustÃ¤ndige TrÃ¤ger der Grundsicherung keine differenzierte
Datenermittlung fÃ¼r den konkreten Vergleichsraum durchgefÃ¼hrt hat, die
zuverlÃ¤ssige SchlÃ¼sse auf einen Wert fÃ¼r grundsicherungsrechtlich
angemessene Heizkosten in seinem ZustÃ¤ndigkeitsbereich zulassen, ist die
Heranziehung eines Grenzwertes aus GrÃ¼nden der PraktikabilitÃ¤t geboten. Es ist
zwar nicht zu verkennen, dass der hohe Grenzwert der energiepolitischen
Zielsetzung eines Heizspiegels zuwiderlÃ¤uft. Solche Zielsetzungen sind im
Anwendungsbereich des SGB II aber nach den gesetzgeberischen Vorgaben
unbeachtlich (BSG, Urteil vom 12. Juni 2013 â�� B 14 AS 60/12 R, Rdnr. 22, m. w.
N., zitiert nach juris, abgedruckt in BSGE 114, 1 = SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 69).

Â 

Dem Grenzwert aus einem (bundesweiten oder kommunalen) Heizkostenspiegel
kommt nicht die Funktion einer QuadratmeterhÃ¶chstgrenze zu mit der Folge, dass
bei unangemessen hohen Heizkosten die Aufwendungen fÃ¼r Heizung bis zu dieser
HÃ¶he, aber nur diese Ã¼bernommen werden mÃ¼ssten. Auch diesem Wert liegt
nÃ¤mlich keine Auswertung von Daten zugrunde, die den Schluss zulieÃ�e, es
handele sich insoweit um angemessene Kosten. Der Grenzwert markiert nicht
angemessene Heizkosten, sondern gibt einen Hinweis darauf, dass von
unangemessenen Heizkosten auszugehen ist; das Ã�berschreiten des Grenzwertes
kann lediglich als Indiz fÃ¼r die fehlende Angemessenheit angesehen werden
(â��im Regelfallâ��). Dies hat im Streitfall zur Folge, dass es dem
Leistungsberechtigten obliegt vorzutragen, warum seine Aufwendungen gleichwohl
als angemessen anzusehen sind. Insofern fÃ¼hrt das Ã�berschreiten des
Grenzwertes zu einem Anscheinsbeweis zu Lasten desÂ  Leistungsberechtigten
dahin, dass von unangemessen hohen Kosten auszugehen ist. LÃ¤sst sich nicht
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feststellen, dass im Einzelfall hÃ¶here Aufwendungen gleichwohl angemessen sind,
treffen ihn die Folgen im Sinne der materiellen Beweislast (BSG, Urteil vom 12. Juni
2013 â�� B 14 AS 60/12 R, Rdnr. 23, m. w. N.).

Â 

Der Grenzwert errechnet sich aus der abstrakt angemessenen WohnflÃ¤che (und
nicht aus der WohnflÃ¤che der konkret innegehabten Wohnung) und, wenn ein
kommunaler Heizspiegel â�� wie vorliegend fÃ¼r Berlin â�� nicht existiert, den
entsprechenden Werten der Spalte â��zu hochâ�� fÃ¼r HeizÃ¶l, Erdgas bzw.
FernwÃ¤rme des â��Bundesweiten Heizspiegelsâ��, der zum Zeitpunkt der
behÃ¶rdlichen Entscheidung verÃ¶ffentlicht war. Bei Wohnungen, die mit einer
Etagenheizung beheizt werden, erscheint es sachgerecht, zugunsten der
Leistungsberechtigten den Wert fÃ¼r eine GebÃ¤udeflÃ¤che von 100 bis 250 qm
zugrunde zu legen, weil diese den Verbrauchswerten einer Einzelheizanlage am
nÃ¤chsten kommen. SchlieÃ�lich liegt nahe, fÃ¼r EnergietrÃ¤ger, die im
Heizspiegel nicht gesondert aufgefÃ¼hrt sind (Strom, Holz, Solarenergie o. Ã¤.),
den jeweils kostenaufwÃ¤ndigsten EnergietrÃ¤ger des Heizspiegels vergleichend
zugrunde zu legen (BSG, Urteil vom 12. Juni 2013 â�� B 14 AS 60/12 R, Rdnr. 25). 

Â 

MaÃ�gebend ist vorliegend der Bundesweite Heizspiegel 2012 (Stand 22. Mai 2012).
Dieser Heizspiegel war bei Erlass der letzten Verwaltungsentscheidung
(Ã�nderungsbescheide vom 23. Juli 2012 und vom 12. November 2012) bereits
verÃ¶ffentlicht. Der Grenzwert bei der Beheizung einer Wohnung mit Erdgas bei
einer GebÃ¤udeflÃ¤che von 251 bis 500 qm liegt bei 16,00 Euro/qm/Jahr. Daraus
errechnen sich bei einer abstrakt angemessenen WohnflÃ¤che von 60 qm fÃ¼r
einen Zwei-Personen-Haushalt 960 Euro/Jahr und mithin 80,00 Euro monatlich. 
Dieser Wert beinhaltet nicht die Kosten der Warmwasserbereitung (anders erst der
Heizkostenspiegel 2014 S. 7), denn er bezieht sich ausschlieÃ�lich auf die reine
RaumwÃ¤rme. 

Â 

Aus den Betriebs- und Heizkostenabrechnungen ergibt sich, dass das Warmwasser
zentral erzeugt wird. Daher liegt nach der Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 7.
Juli 2017 â�� B 14 AS 6/17 R, Rdnrn. 17,18) keine dezentrale
Warmwasserversorgung vor, fÃ¼r die die Regelung des Â§ 21 Abs. 7 SGB II gelten
wÃ¼rde. Vielmehr gilt dann fÃ¼r die Warmwasserkosten Â§ 22 Abs. 1 SGB II. Zwar
wird der Anspruch auf Ã�bernahme der Kosten der Warmwasserbereitung bei
zentraler Warmwasserversorgung zusammen mit den Bedarfen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung nicht ausdrÃ¼cklich in Â§ 22 Abs. 1 SGB II genannt; die Parallelregelung in 
Â§ 35 Abs. 4 SGB XII zeigt jedoch, dass es sich dabei um ein gesetzgeberisches
Versehen handelt (Behrend in jurisPK-SGB II, 4. Auflage 2015, Stand: 14.10.2019, Â§
21 SGB II, Rdnr. 139 m.w.N.). Â§ 22 Abs. 1 SGB II verlangt die Angemessenheit der
Heiz- und Warmwasserkosten. 
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Â 

Die Angemessenheitsgrenze fÃ¼r die Heizkosten ist deswegen um angemessene
Aufwendungen fÃ¼r die Erzeugung von Warmwasser zu ergÃ¤nzen. Der Senat sieht
aus Kombination regionaler und bundesweiter Angemessenheitswerte fÃ¼r
Zweipersonenhaushalte in der Konstellation einer erwachsenen Person und eines
von Â§Â 21 Abs. 7 Satz 2 Nr. 3 SGB II erfassten Kindes in Berlin den Grenzwert der
Angemessenheit des Warmwasserverbrauchs bei 28,41 Euro monatlich fÃ¼r das
Jahr 2012 und bei 28,65 Euro monatlich fÃ¼r das Jahr 2013. 

Â 

Wie die maÃ�gebliche Angemessenheitsgrenze zu bestimmen ist, wird
unterschiedlich diskutiert (Behrend a.a.O. Rdnr. 140.3). Ein unmittelbarer
RÃ¼ckgriff auf die Pauschalwerte des Â§Â 21 Abs. 7 SGB II scheidet aus, weil dieser
Vorschrift ein anderes Regelungskonzept zugrunde liegt. Sie regelt bei einer
personenbezogenen verbrauchsbegrÃ¼ndeten Betrachtung pauschal einen
Regelbedarf der Warmwasserkosten, wobei die Pauschale eine
Durchschnittsbetrachtung und nicht die Bestimmung eines
Angemessenheitsgrenzwertes zum Gegenstand hat, wie die
AusnahmemÃ¶glichkeiten verdeutlichen.

Â 

Der Vorschlag im Aufsatz Brehm/Schifferdecker (SGb 2011, 505 ff.), die
Durchschnittswerte aus dem Berliner Betriebskostenspiegel zu verdoppeln und mit
der zulÃ¤ssigen HÃ¶chstwohnflÃ¤che zu vervielfÃ¤ltigen, Ã¼bersteigt schon die
HÃ¶chstwerte der im Berliner Betriebskostenspiegel zu verzeichnenden Spannbreite
der Warmwasserkosten je Quadratmeter und Ã¼berzeugt deshalb nicht. Die
Grundannahme erscheint dagegen sehr nachvollziehbar. Aus Sicht des Senats
mÃ¼ssen bei der Bestimmung der Angemessenheitsgrenze die folgenden Aspekte
bedacht werden. Zum einen ist gerade beim Warmwasserverbrauch das subjektiv
sehr unterschiedliche ReinlichkeitsgefÃ¼hl der Menschen fÃ¼r die eigene
KÃ¶rperhygiene und die Reinigung von Lebensmitteln, KÃ¼chenzubehÃ¶r (Geschirr,
Besteck, KÃ¼chengerÃ¤tschaften etc) und der Wohnungseinrichtung zu
berÃ¼cksichtigen, was zu der von Brehm/Schifferdecker angesprochenen weiten
Spannbreite der Werte fÃ¼hrt. So wird dermatologisch empfohlen, zweimal
wÃ¶chentlich zu duschen, wÃ¤hrend tÃ¤gliches Duschen weitverbreitet ist und
deshalb aus Sicht des Senats noch nicht als unangemessen angesehen werden
kann. Zum anderen ist zu bedenken, dass die Spannbreite des Berliner Mietspiegels
auch daraus resultieren dÃ¼rfte, dass es sich um einen auf den Quadratmeter
bezogenen Wert handelt, wÃ¤hrend die KÃ¶rperhygiene als wohl wichtigster
Verbrauchsposten der Warmwassernutzung nur wenig Bezug zur WohnflÃ¤che hat.
Ein Einpersonenhaushalt in einer groÃ�en Wohnung dÃ¼rfte daher einen deutlich
geringeren Warmwasserverbrauch pro Quadratmeter haben als ein
Zweipersonenhaushalt in einer kleinen Wohnung. Andererseits liefert der
Durchschnittswert der Anlage zum Berliner Mietspiegel eine hinreichende Grundlage
fÃ¼r einen Durchschnittsverbrauch bei Nutzung von Wohnraum in angemessener
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GrÃ¶Ã�e. 

Â 

Eine Kombination beider Systeme fÃ¼r die Bestimmung der Grenze der
Angemessenheit, die einen bei Ã�berschreitung unangemessenen Kostenaufwand
der Warmwasserbereitung indiziert, erscheint daher auch unter BerÃ¼cksichtigung
der obigen verschiedenen ErwÃ¤gungen sachgerecht (Senatsurteil vom 2.
Dezember 2021, â�� L 32 AS 579/16). Danach ist die Angemessenheitsgrenze
derart zu bestimmen, dass zunÃ¤chst die in AbhÃ¤ngigkeit von der Personenzahl zu
bestimmende WohnflÃ¤che nach den Vorgaben fÃ¼r eine angemessene
WohnungsgrÃ¶Ã�e ermittelt wird. Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung werden â�� wie
bereits ausgefÃ¼hrt â�� fÃ¼r Berlin 60 m2 als angemessene WohnflÃ¤che fÃ¼r
einen Zweipersonenhaushalt im Sinne eines oberen Grenzwertes angenommen.
FÃ¼r diese FlÃ¤che wird durch VervielfÃ¤ltigung mit dem Durchschnittswert der
Warmwasserkosten in der Betriebskostenanlage zum Berliner Mietspiegel der
Durchschnittsverbrauch einer nach Anzahl der Personen angemessenen Wohnung
ermittelt. Da es sich um einen angemessenen regionalen Durchschnittswert
handelt, kann dessen Ã�berschreitung noch nicht unangemessen sein. Die Grenze,
die dann Unangemessenheit indiziert, wird durch Addition der bundesgesetzlichen
Pauschalwerte nach Â§ 21 Abs. 7 SGB II zum regionalen Durchschnittswert ermittelt,
wobei fÃ¼r jeden Erwachsenen der Pauschalwert fÃ¼r einen Erwachsenen nach Â§
20 Abs.Â 2 Satz 2 Nr. 2 SGB II (ohne Rundung auf volle EurobetrÃ¤ge) verwendet
wird. Diese Grenzziehung berÃ¼cksichtigt das sehr unterschiedliche
ReinlichkeitsbedÃ¼rfnis, ohne dass sie zu statistisch schwer nachvollziehbaren
Ergebnissen fÃ¼hren wÃ¼rde. 

Â 

Die Grenze, die dann die Unangemessenheit indiziert, liegt fÃ¼r 2012 (Mietspiegel
2011, S. 22: Mittelwert 0,28 Euro/m2) dann bei 28,41 Euro monatlich (60 m2 x 0,28
Euro/m2 + 0,023 x 374 Euro + 0,012 x 251 Euro) und fÃ¼r 2013 (Mietspiegel 2011,
S. 22: Mittelwert 0,28 Euro/m2) dann bei 28,65 Euro monatlich (60 m2 x 0,28
Euro/m2 + 0,023 x 382 Euro + 0,012 x 255 Euro). Der obere Spannenwert nach
dem Mietspiegel 2011 betrug 0,54 Euro/m2. Bei einer 60 m2â��Wohnung wÃ¤re der
obere Spannenwert dann bei monatlichen Warmwasserkosten von 32,40 Euro, der
dann bereits extrem hohe Verbrauche beinhaltet. 

Â 

Es ergibt sich mithin ein Angemessenheitsgrenzwert fÃ¼r die Heiz- und
Warmwasserkosten fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume in 2012 von insgesamt 108,41 Euro (80,00
+ 28,41) und fÃ¼r 2013 von insgesamt 108,65 Euro (80,00 + 28,65). 

Â 

Es sind keine UmstÃ¤nde ersichtlich oder vorgetragen, die das deutliche
Ã�berschreiten der HÃ¶chstwerte des Heizspiegels oder der hier gezogenen
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Angemessenheitsgrenze fÃ¼r die Warmwasserkosten nachvollziehbar begrÃ¼nden
wÃ¼rden, weshalb Heiz- und Warmwasserkosten nur in HÃ¶he des genannten
Grenzwertes als angemessen anerkannt werden kÃ¶nnen. Da damit nicht die vollen
Kosten fÃ¼r die Gasversorgung Ã¼bernommen werden, kommt es nicht darauf an,
dass die KlÃ¤gerinnen diesen EnergietrÃ¤ger auch fÃ¼r die Kochenergie nutzt.

Â 

DemgegenÃ¼ber betrug fÃ¼r die KlÃ¤gerinnen die Heizkostenvorauszahlung
214,00 Euro monatlich. Damit wird der Angemessenheitsgrenzwert fÃ¼r die Heiz-
und Warmwasserkosten Ã¼berschritten, so dass fÃ¼r die Zeit vom 1. August 2012
bis 31. Dezember 2012 nur 108,41 Euro monatlich und fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar
2013 bis 31. Januar 2013 nur 108,65 Euro zu berÃ¼cksichtigen sind.

Â 

Insgesamt hatten die KlÃ¤gerinnen somit Anspruch auf zu berÃ¼cksichtigende
Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung von 573,42 Euro monatlich (465,01 Euro +
108,41 Euro) fÃ¼r die Zeit vom 1. August 2012 bis 31. Dezember 2012 und von
582,00 Euro (473,35 Euro + 108,65 Euro) fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 2013 bis 31.
Januar 2013.

Â 

DemgegenÃ¼ber wurden ihnen fÃ¼r Unterkunft und Heizung 543,40 Euro
monatlich gewÃ¤hrt. 

Â 

Ein weiterer Anspruch besteht mithin von 30,02 Euro monatlich fÃ¼r die Zeit vom
1. August 2012 bis 31. Dezember 2012 und von 38,60 Euro fÃ¼r die Zeit vom 1.
Januar 2013 bis 31. Januar 2013.

Â 

Die Berufung hat daher teilweise Erfolg. 

Â 

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â 193 Abs.Â 1 SGG und entspricht dem
Ergebnis des Rechtsstreits.

Â 

Die Revision ist im Hinblick auf die grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Sache (Â§Â 160
Abs.Â 2 Nr.Â 1 SGG) zuzulassen.

Â 
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